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Der Rechtsstaat schiitzt die Menschen vor dem Recht des Starkeren.
Er ist jeden Tag Garant fur unsere fundamentalen Rechte und Freiheiten.
Er garantiert Meinungsfreiheit und Pressefreiheit.

Prasidentin von der Leyen, Rede zur Lage der Union 2020

1. Einleitung

Die Europaische Union stiutzt sich auf gemeinsame Werte, zu denen die Grundrechte,
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit gehdren.* Sie sind das Fundament unserer Gesellschaften
und unserer gemeinsamen ldentitat. Fir eine starke Demokratie sind unabhangige Gerichte,
die den Schutz der Grundrechte und burgerlichen Freiheiten garantieren, eine aktive
Zivilgesellschaft sowie freie und pluralistische Medien unverzichtbar. Weltweit wird
anerkannt, dass die EU Gber sehr hohe Standards in diesen Bereichen verfiigt.> Dennoch
werden diese hohen Standards nicht immer gleichermaRen angewendet, VVerbesserungen sind
maoglich und es besteht stets das Risiko von Rickschritten. Das Einstehen fiir unsere
Grundwerte ist eine gemeinsame Verantwortung aller EU-Organe und Mitgliedstaaten, zu der
alle ihren Beitrag leisten sollten.

Was bedeutet Rechtsstaatlichkeit? >

Die in Artikel 2 des Vertrags Uber die Europaische Union verankerte Rechtsstaatlichkeit ist
einer der Werte, die allen Mitgliedstaaten gemeinsam sind. Nach dem Rechtsstaatsprinzip
muss jegliche Staatsgewalt in den Grenzen von Recht und Gesetz und im Einklang mit den
Werten der Demokratie und den Grundrechten unter der Kontrolle unabhangiger und
unparteiischer Gerichte ausgelbt werden. Die Rechtsstaatlichkeit umfasst unter anderem
folgende  Grundsatze:  Rechtmaligkeit, hierzu  z&hlen transparente, auf der
Rechenschaftspflicht beruhende, demokratische und pluralistische Gesetzgebungsverfahren,
Rechtssicherheit, Verbot der willkurlichen Austibung exekutiver Gewalt, wirksamer Rechts-
und Grundrechtsschutz sowie gerichtliche Uberpriifung von MaBnahmen der Exekutive durch
unabhéngige und unparteiische Gerichte, Gewaltenteilung und die Gleichheit vor dem
Gesetz. Diese Grundsatze wurden vom Gerichtshof der Européischen Union und vom
Europaischen Gerichtshof fur Menschenrechte anerkannt. Darlber hinaus hat der Europarat
Standards erarbeitet sowie Stellungnahmen und Empfehlungen herausgegeben, die etablierte
Leitlinien zur Férderung und Wahrung der Rechtsstaatlichkeit bieten.

1 Artikel 2 des Vertrags iiber die Europaische Union: Die Werte, auf die sich die Union griindet, sind die

Achtung der Menschenwiirde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung der

Menschenrechte einschliellich der Rechte der Personen, die Minderheiten angehéren. Diese Werte sind allen

Mitgliedstaaten in einer Gesellschaft gemein, die sich durch Pluralismus, Nichtdiskriminierung, Toleranz,

Gerechtigkeit, Solidaritat und die Gleichheit von Frauen und Méannern auszeichnet.

World Justice Project — Rule of Law Index; Weltwirtschaftsforum — The global competitiveness Report;

Transparency International — Korruptionswahrnehmungsindex; Reporter ohne Grenzen — Rangliste der

Pressefreiheit.

® Siehe COM(2019) 163 ,Die weitere Stirkung der Rechtsstaatlichkeit in der Union: Aktuelle Lage und
mogliche nichste Schritte”, und COM(2019) 343 ,,Die Stirkung der Rechtsstaatlichkeit in der Union: Ein
Konzept fiir das weitere Vorgehen. Auch die aktuelle Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europédischen
Union spielt in diesem Zusammenhang eine wichtige Rolle.




Bei der Rechtsstaatlichkeit handelt es sich um einen allgemein anerkannten Grundsatz. Zwar
haben die Mitgliedstaaten unterschiedliche nationale Identitdten, Rechtssysteme und
Traditionen, die Bedeutung der Rechtsstaatlichkeit ist im Kern jedoch in der gesamten EU
gleich. Die Achtung des Rechtsstaatsprinzips ist fur das Vertrauen der Burgerinnen und
Burger und Unternehmen in offentliche Einrichtungen von wesentlicher Bedeutung, und
seine zentralen Grundsatze werden von den Biirgern aller Mitgliedstaaten befiirwortet.* Die
Rechtsstaatlichkeit hat direkten Einfluss auf das Leben aller Birger. Sie ist eine
Voraussetzung, um die Gleichbehandlung vor dem Gesetz sicherzustellen und die Rechte der
Unionsburger zu verteidigen. Sie ist wesentlich fir die Umsetzung der EU-Vorschriften und -
Leitlinien und steht im Mittelpunkt einer Union der Gleichstellung, Chancengleichheit und
sozialen Gerechtigkeit. Die besonderen Umstande im Jahr 2020 haben zusétzliche
Herausforderungen fur die Rechte der Burger mit sich gebracht, und zur Bekdmpfung der
COVID-19-Pandemie mussten bestimmte Einschrankungen unserer Freiheiten, wie der
Freizligigkeit, Versammlungsfreiheit oder unternehmerischen Freiheit, vorgenommen
werden. Ein wirksames nationales System von Kontrolle und Gegenkontrolle unter Achtung
der Rechtsstaatlichkeit ist entscheidend, damit sichergestellt ist, dass solche Einschrankungen
unserer Rechte auf das notwendige Mal} beschrénkt und verhaltnisméflig sowie zeitlich
befristet sind und der Aufsicht der nationalen Parlamente und Gerichte unterstehen.

Starkung der Rechtsstaatlichkeit: Eine Prioritat fur ein wirksames Funktionieren der Union

Grundlage der EU bildet die Rechtsstaatlichkeit. Angriffe auf die Rechtsstaatlichkeit
erschiittern sie ihren rechtlichen, politischen und wirtschaftlichen Grundfesten.
Schwachstellen in einem Mitgliedstaat haben Auswirkungen auf andere Mitgliedstaaten und
die EU insgesamt. Die Einhaltung des Rechtsstaatlichkeitsprinzips liegt in der priméren
Verantwortung jedes Mitgliedstaats, doch die Union hat einen gemeinsamen Anteil und spielt
eine Rolle bei der Lésung von Problemen im Bereich der Rechtsstaatlichkeit, wann immer
diese auftreten. Die Achtung der Rechtsstaatlichkeit ist auch das wesentliche Element fur das
Funktionieren des Binnenmarkts, die Zusammenarbeit im Bereich Justiz auf der Grundlage
von gegenseitigem Vertrauen und Anerkennung und den Schutz der finanziellen Interessen
der Union, wie vor Kurzem vom Europaischen Rat betont wurde.” Wenn die EU die Aufgabe
einer nachhaltigen und stabilen Erholung erfolgreich meistern soll, ist es von zentraler
Bedeutung, dass ihre Werkzeuge und Instrumente in einem Umfeld wirken kénnen, das auf
Rechtsstaatlichkeit basiert.

Die Rechtsstaatlichkeit ist fir die EU auch (ber ihre Grenzen hinaus ein wichtiges Thema.
Die EU wird bei ihren internen Strategien fir die Rechtsstaatlichkeit und der Art und Weise,
wie die Rechtsstaatlichkeit in die Mallnahmen mit Beitritts- und Nachbarlandern sowie in
ihre AulRenpolitik auf bi- und multilateraler und auf regionaler Ebene eingebettet wird,
weiterhin ein stimmiges und wirkungsstarkes Konzept verfolgen.

Die EU orientiert sich an den universellen Werten und Grundsatzen der UN-Charta und des
Volkerrechts und tritt weltweit nachdricklich fir Menschenrechte, Demokratie und
Rechtsstaatlichkeit ein, wie es den UN-Zielen fiir die nachhaltige Entwicklung® entspricht.

Special Eurobarometer 489 — Rule of law.

Schlussfolgerungen des Européischen Rates vom 17.-21. Juli 2020: ,,Die finanziellen Interessen der Union
sind im Einklang mit den in den Vertrdgen der Union verankerten allgemeinen Grundsétzen, und
insbesondere im Einklang mit den Werten gemal3 Artikel 2 EUV [Vertrag Uber die Européische Union], zu
schiitzen. Der Europdische Rat unterstreicht die Bedeutung, die dem Schutz der finanziellen Interessen der
Union zukommt. Der Européische Rat unterstreicht die Bedeutung, die der Achtung der Rechtsstaatlichkeit
zukommt.*

https://www.un.org/sustainabledevelopment/
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Das wird auch an ihrem Aktionsplan fiir Menschenrechte und Demokratie 2020-2024’
deutlich. Zur Wahrung der Rechtsstaatlichkeit auf globaler Ebene gehort die Intensivierung
der Zusammenarbeit in Fragen der Rechtsstaatlichkeit mit internationalen und regionalen
Organisationen wie den Vereinten Nationen, dem Europarat und der Organisation fir
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa.

Im vergangenen Jahrzehnt hat die EU eine Reihe von Instrumenten geschaffen und erprobt,
um zur Durchsetzung der Rechtsstaatlichkeit beizutragen.® Die in manchen Mitgliedstaaten
zu beobachtenden grofien Herausforderungen im Bereich der Rechtsstaatlichkeit fiihrten zu
weiteren Debatten auf EU- und nationaler Ebene (ber die Frage, wie die EU fiir den Umgang
mit solchen Situationen besser aufgestellt werden kann. In ihrer Mitteilung von Juli 2019
schlug die Kommission vor, dass die EU und ihre Mitgliedstaaten die Anstrengungen zur
Forderung einer stabilen politischen und rechtlichen Kultur fir die Stitzung der
Rechtsstaatlichkeit steigern sowie Instrumente entwickeln sollten, mit denen verhindert wird,
dass Probleme im Bereich der Rechtsstaatlichkeit entstehen oder sich vertiefen.®

Der europaische Mechanismus zur Wahrung der Rechtsstaatlichkeit

In den politischen Leitlinien von Présidentin von der Leyen wird die Absicht zur Einrichtung
eines zusatzlichen und umfassenden Mechanismus zur Wahrung der Rechtsstaatlichkeit als
wichtiger Baustein des gemeinsamen Engagements der EU und der Mitgliedstaaten zur
Starkung der Rechtsstaatlichkeit dargelegt. Der Mechanismus ist als jahrlicher Zyklus
konzipiert, um die Rechtsstaatlichkeit zu fordern und zu verhindern, dass Probleme entstehen
oder sich verscharfen. Sein Schwerpunkt liegt auf einer Verbesserung des Verstandnisses und
einer Sensibilisierung fur Probleme und wesentliche Entwicklungen in Bereichen, die sich
direkt auf die Wahrung der Rechtsstaatlichkeit auswirken — Justizsystem, Rahmen fir die
Korruptionsbekdampfung, Medienpluralismus und Medienfreiheit sowie weitere institutionelle
Aspekte in Zusammenhang mit dem System von Kontrolle und Gegenkontrolle. Durch das
Erkennen von Herausforderungen werden die Mitgliedstaaten dabei unterstiitzt, gemeinsam
und mit gegenseitiger Unterstitzung der Kommission, anderer Mitgliedstaaten und
Interessentrager wie der Venedig-Kommission Losungen zum Schutz der Rechtsstaatlichkeit
zu finden.

Das Konzept beruht auf einem engen Dialog mit den nationalen Behorden und
Interessentragern, wodurch Transparenz erreicht wird und alle Mitgliedstaaten objektiv und
unparteiisch einbezogen werden. Dies wird jahrlich in einem Bericht Uber die
Rechtsstaatlichkeit zusammengefasst, der auch eine Bewertung der einzelnen Mitgliedstaaten
in 27 Landerkapiteln umfasst. Durch diesen Mechanismus zur Wahrung der
Rechtsstaatlichkeit werden andere EU-Instrumente gestarkt und erganzt, mit denen die
Mitgliedstaaten ermutigt werden, Strukturreformen in den in seinen Anwendungsbereich
fallenden Bereichen durchzufiihren, wozu das EU-Justizbarometer’® und das Europaische

7 JOIN(2020) 5 final

Das Instrumentarium in Bezug auf die Rechtsstaatlichkeit auf EU-Ebene:
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/rule_of law_factsheet 1.pdf.

Siehe die in Fulnote 3 genannten Mitteilungen der Kommission.

Das EU-Justizbarometer ist ein jahrliches vergleichendes Informationsinstrument, das die EU und die
Mitgliedstaaten dabei unterstitzen soll, die Leistungsfahigkeit ihrer nationalen Justizsysteme zu verbessern,
indem objektive, verlassliche und vergleichbare Daten zu einer Reihe von Indikatoren bereitgestellt werden,
die fir die Bewertung der Wirksamkeit, Qualitdt und Unabhéngigkeit der Justiz von Bedeutung sind.
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https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/rule_of_law_factsheet_1.pdf

Semester'! sowie jetzt das Instrument ,Next Generation EU*“ zdhlen. Die in dem
Jahresbericht enthaltenen Bewertungen dienen als Referenzpunkt fiir diese Instrumente.
Weitere Elemente des Instrumentariums der EU in Bezug auf die Rechtsstaatlichkeit werden
bei Bedarf nach wie vor eine wirksame und verhdltnismalige Reaktion auf
Herausforderungen im Bereich der Rechtsstaatlichkeit ermoglichen.*?

Neben der Vertiefung des gemeinsamen Verstandnisses durch Dialog setzt der Mechanismus
fir die Wahrung der Rechtsstaatlichkeit den Rahmen fir die Unterstiitzung der
Mitgliedstaaten und nationalen Interessentrédger durch die Kommission bei der Bewaltigung
von Herausforderungen im Bereich der Rechtsstaatlichkeit. Mehrere Instrumente und
Finanzmittel tragen zur Unterstiitzung von Strukturreformen mittels technischer Hilfe und der
Finanzierung von  Projekten im  Bereich  Offentliche  Verwaltung, Justiz,
Korruptionsbekampfung und Medienpluralismus bei. Zudem sind fir Projekte mit einer
europdischen Dimension spezifische und direkte Finanzhilfen fur die Zivilgesellschaft und
einschlagige Netzwerke (wie Richter, Journalisten) verfligbar. Reformen profitieren von den
Fachkenntnissen anerkannter internationaler Stellen, insbesondere des Europarats, sowie vom
Austausch mit in der Praxis tatigen Fachkréften aus anderen Mitgliedstaaten.

Um die Arbeit der EU im Bereich der Rechtsstaatlichkeit zu vertiefen, ist eine enge und
kontinuierliche Zusammenarbeit zwischen den Organen der Union und den Mitgliedstaaten
erforderlich. Ein zentrales Ziel des europdischen Mechanismus zur Wahrung der
Rechtsstaatlichkeit besteht in der Foérderung einer interinstitutionellen Zusammenarbeit und
der Bestarkung aller Organe der Union, gemaR ihren jeweiligen institutionellen Funktionen
einen Beitrag zu leisten. Dies ist ein zentraler Aspekt des europdischen Mechanismus zur
Wahrung der Rechtsstaatlichkeit, der ein seit Langem bestehendes Interesse sowohl des
Europaischen Parlaments®® als auch des Rates* widerspiegelt. Seine allgemeine und
objektive Grundlage, die Mitgliedstaaten gleichermallen zu beriicksichtigen, ist zur
Erreichung dieses Ziels konzipiert. Die Kommission freut sich, die derzeit von beiden
Organen durchgefiihrten Arbeiten zu unterstiitzen, was auch die Folgema3nahmen zu der sich
derzeit in Vorbereitung befindlichen EntschlieBung des Européischen Parlaments
einschlieRt.® Der europaische Mechanismus zur Wahrung der Rechtsstaatlichkeit wird dazu
beitragen, die Diskussionen zur Rechtsstaatlichkeit auf EU-Ebene zu fokussieren und die
interinstitutionelle Zusammenarbeit zu starken, sodass ein jahrlicher Rhythmus bei der Arbeit
des Europaischen Parlaments und des Rates, eine strukturierte und gezielte Nachverfolgung
sowie eine Zusammenarbeit mit den nationalen Parlamenten ermdglicht wird.

Der Mechanismus zur Wahrung der Rechtsstaatlichkeit ist ein Element eines breiteren
Bemihens auf EU-Ebene, die Werte Demokratie, Gleichheit und Wahrung der
Menschenrechte einschlieRlich der Rechte der Personen, die Minderheiten angehdren, zu

1 Probleme in Zusammenhang mit der Rechtsstaatlichkeit werden im Rahmen des Européischen Semesters

berticksichtigt, soweit sie Auswirkungen auf die Rahmenbedingungen fir Unternehmen, Investitionen,
Wirtschaftswachstum und Arbeitsplatze aufweisen.

Der europdische Mechanismus zur Wahrung der Rechtsstaatlichkeit ist von anderen Instrumenten wie den
Verfahren nach Artikel 7 Absatz 1 EUV oder Vertragsverletzungsverfahren zu unterscheiden.

3 EntschlieRung des Parlaments vom 25. Oktober 2016 mit Empfehlungen an die Kommission zur Einrichtung
eines EU-Mechanismus fiir Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und die Grundrechte; EntschlieBung des
Européischen Parlaments vom 14. November 2018 zu der Notwendigkeit eines umfassenden EU-
Mechanismus zum Schutz der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit und der Grundrechte.

In den Schlussfolgerungen des Vorsitzes des Rats (Allgemeine Angelegenheiten) von November 2019
wurde betont, dass die Berichte der Kommission als Grundlage fir den jahrlichen Dialog des Rats zur
Rechtsstaatlichkeit dienen kénnten: https://www.consilium.europa.eu/media/41394/st14173-en19.pdf

> Einrichtung eines EU-Mechanismus fiir Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Grundrechte (2020/2072(INL)).
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https://www.consilium.europa.eu/media/41394/st14173-en19.pdf

starken. Er wird ergénzt durch eine Reihe von bevorstehenden Initiativen, darunter der
Aktionsplan fir Demokratie in Europa, die erneuerte Strategie zur Umsetzung der Charta der
Grundrechte sowie gezielte Strategien, um den Bedurfnissen der gefédhrdetsten Gruppen in
unseren Gesellschaften Rechnung zu tragen und eine Gesellschaft zu fordern, die von
Pluralismus, Nichtdiskriminierung, Gerechtigkeit, Solidaritat und Gleichheit geprégt ist.

Der erste Bericht Gber die Rechtsstaatlichkeit®

Mit diesem Bericht und den 27 L&nderkapiteln, in denen die spezifischen Bewertungen der
einzelnen Mitgliedstaaten erldutert werden, will die Kommission zunéchst die fur die Lage in
den Mitgliedstaaten kennzeichnenden Schliisselelemente darlegen, auf denen der neue Zyklus
des Mechanismus zur Wahrung der Rechtsstaatlichkeit und kinftige Berichte aufbauen
werden.

Die in den 27 Landerkapiteln enthaltene Bewertung, die Bestandteil des vorliegenden
Berichts Uber die Rechtsstaatlichkeit bildet, wurde in Ubereinstimmung mit dem mit den
Mitgliedstaaten  erdrterten  Anwendungsbereich  und unter  Zugrundelegung  der
entsprechenden Methodik durchgefiihrt.)” Die Arbeit konzentrierte sich auf vier wesentliche
Pfeiler: das Justizsystem, den Rahmen fiir die Korruptionsbekampfung, Medienpluralismus
sowie weitere Aspekte der institutionellen Kontrolle und Gegenkontrolle. Fiir jeden Pfeiler
wurden bei der Methodik den fir die Bewertung malgeblichen Bestimmungen des EU-
Rechts Rechnung getragen. Des Weiteren wird auf Stellungnahmen und Empfehlungen des
Europarats Bezug genommen, die nitzliche Orientierungshilfen bieten. Diese vier Bereiche
wurden im Zuge der Vorbereitungen als wesentliche miteinander verflochtene Pfeiler fur die
Wahrung der Rechtsstaatlichkeit ermittelt. Wirksame Justizsysteme und solide institutionelle
Kontrollen und Gegenkontrollen sind fir die Wahrung der Rechtsstaatlichkeit in unseren
Demokratien von zentraler Bedeutung. Gesetze und starke Institutionen reichen jedoch nicht
aus. Fur Rechtsstaatlichkeit ist ein forderliches Umfeld notwendig, das auf der Achtung der
Unabhéngigkeit der Justiz, wirksamen Strategien zur Korruptionsbekampfung, freien und
pluralistischen Medien, einem transparenten und leistungsstarken Staatsapparat sowie einer
freien und aktiven Zivilgesellschaft beruht. Durch praventive Strategien und Basiskampagnen
wird das Bewusstsein der Burger gescharft und bleibt die Wahrung der Rechtsstaatlichkeit
weiterhin ein wichtiges Thema. Investigative Journalisten, unabhéngige Medien und die
Kontrolle durch die Zivilgesellschaft sind mit Blick auf die Rechenschaftspflicht der
Entscheidungstrager von wesentlicher Bedeutung.

Der Bericht ist das Ergebnis einer engen Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten, sowohl
auf politischer Ebene im Rat als auch durch politische und fachliche Sitzungen auf bilateraler
Ebene, und er stitzt sich auf eine Vielzahl an Quellen. Diese Methodik wird als Teil des
jahrlichen Prozesses fur die Wahrung der Rechtsstaatlichkeit etabliert. Es wurde ein
Netzwerk von nationalen Kontaktstellen fur den Bereich Rechtsstaatlichkeit eingerichtet, das
dazu beitragt, den Mechanismus und seine Methodik einzufiuhren, und als standiger
Kommunikationskanal fungiert. Das Netzwerk ist zweimal zusammengetroffen. Alle
Mitgliedstaaten beteiligten sich am Prozess zur Ausarbeitung des Berichts: Sie legten Anfang
Mai'® schriftliche Beitrage vor und nahmen an speziellen virtuellen Landerbesuchen teil, die
von Mai bis Juli stattfanden®. Im Zuge dieser Landerbesuche erdrterte die Kommission
Entwicklungen im Bereich der Rechtsstaatlichkeit mit den nationalen Behdrden der

'8 https://ec.europa.eu/info/publications/2020-rule-law-report-communication-and-country-chapters_en

17 https://ec.europa.eu/info/files/2020-rule-law-report-methodology en

8 https://ec.europa.eu/info/publications/2020-rule-law-report-input-member-states_en

9 Weitergehende Informationen (iber die Landerbesuche sind den jeweiligen Landerkapiteln zu entnehmen.



https://ec.europa.eu/info/publications/2020-rule-law-report-communication-and-country-chapters_en
https://ec.europa.eu/info/files/2020-rule-law-report-methodology_en
https://ec.europa.eu/info/publications/2020-rule-law-report-input-member-states_en

Mitgliedstaaten, einschlieBlich Justizbehorden, unabhéngiger Stellen und
Strafverfolgungsbehdrden, sowie mit weiteren Interessentragern wie Journalistenverbénde
und die Zivilgesellschaft. Vor der Annahme dieses Berichts wurde den Mitgliedstaaten
Gelegenheit geboten, aktualisierte sachliche Daten zu ihren Landerkapiteln vorzulegen.

Zudem wurde eine gezielte Konsultation der Interessentrager durchgefiihrt, in deren Rahmen
wertvolle horizontale und landerspezifische Beitrdge von einer Vielzahl von EU-Agenturen,
europdischen Netzwerken, nationalen und europdischen Organisationen der Zivilgesellschaft
und Berufsverbanden sowie internationalen und europaischen Akteuren vorgelegt wurden.?
Dazu zdhlen die Agentur fur Grundrechte, das Européische Netz der Rate fur das
Justizwesen, das Netz der Prasidenten der obersten Gerichtshofe der Européischen Union, das
Européische Netzwerk nationaler Menschenrechtsinstitutionen (ENNHRI), der Rat der
Anwaltschaften der Europdischen Union (CCBE), der Europarat, die Organisation flr
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) und die Organisation fur wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) sowie nationale und internationale
Organisationen der Zivilgesellschaft und Journalistenverbéande.

Die Léanderkapitel stltzen sich auf eine von der Kommission durchgefiihrte qualitative
Bewertung, deren Schwerpunkt auf einer Synthese der wesentlichen Entwicklungen seit
Januar 2019 liegt, wobei jeweils eine kurze Beschreibung des fur die einzelnen Pfeiler
relevanten rechtlichen und institutionellen Rahmens vorangestellt ist. In der Bewertung
werden Herausforderungen und positive Aspekte, einschlieBlich bewahrter Verfahren,
dargestellt. Die Kommission hat durch die Anwendung derselben Methodik und die
Uberpriifung der gleichen Themen in allen Mitgliedstaaten unter Wahrung der
VerhéltnismaRigkeit mit Blick auf die Lage und Entwicklungen fur einen kohérenten und
gleichwertigen Ansatz Sorge getragen. Die Landerkapitel zielen nicht darauf ab, eine
umfassende Beschreibung aller einschlédgigen Elemente der Situation im Bereich der
Rechtsstaatlichkeit in den Mitgliedstaaten zu vermitteln, sondern es sollen wichtige
Entwicklungen vorgestellt werden.”* Gestiitzt auf diese ersten Erfahrungen und auf
Grundlage der Entwicklung der Lage in den Mitgliedstaaten konnen in kiinftigen Jahren
weitere maligebliche Aspekte aufgenommen oder weiterentwickelt werden.

Die Bewertung nimmt auch auf die Anforderungen des EU-Rechts Bezug, einschlieBlich der
Urteile des Européischen Gerichtshofs. Daruber hinaus bieten Empfehlungen und
Stellungnahmen des Europarats einen wertvollen Referenzrahmen flr Standards und
bewdhrte Verfahren. Durch die Vorlage einer Ubersicht iiber seine jiingsten Stellungnahmen
und Berichte beziglich der EU-Mitgliedstaaten leistete der Europarat einen weiteren Beitrag
zu der Bewertung in den Lénderkapiteln.?

Die im Bericht Uber die Rechtsstaatlichkeit enthaltene Bewertung stitzt sich auf diesen
Dialogprozess, Konsultationen und Beitrdge von Sachverstandigen. Er bietet eine solide und
fundierte Grundlage fur Diskussionen und weitere Arbeiten des Europdischen Parlaments und
des Rates. Der européische Mechanismus zur Wahrung der Rechtsstaatlichkeit soll im Zuge
interinstitutioneller Diskussionen und eines Dialogs mit den Mitgliedstaaten als gemeinsamer

2 https://ec.europa.eu/info/publications/2020-rule-law-report-targeted-stakeholder-consultation_en

2L Als Beispiele fiir Elemente, die in diesem Jahr nicht systematisch untersucht wurden, sind Mechanismen fiir
die Rechenschaftspflicht im Bereich der Strafverfolgung, die Rolle und Unabhéngigkeit der offentlich-
rechtlichen Medien sowie MaRnahmen zu nennen, mit denen die wirksame Umsetzung des Rechts und die
Verhinderung eines Missbrauchs von Verwaltungsbefugnissen sichergestellt werden sollen.

22 https://ec.europa.eu/info/files/2020-rule-law-report-stakeholder-contribution-council-europe_en
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Lernprozess und Ausloser fur eine EU-Unterstitzung weiter ausgebaut und verbessert
werden.

Die COVID-19-Pandemie: Ein Stresstest fir die Resilienz der Rechtsstaatlichkeit

Neben den unmittelbaren gesundheitlichen und wirtschaftlichen Auswirkungen entstand
durch die COVID-19-Krise ein breites Spektrum an Herausforderungen fir die Gesellschaft
und insbesondere fur die Offentlichen Verwaltungen sowie die Rechts- und
Verfassungssysteme. Die Krise hat sich als realer Stresstest fur die Resilienz der nationalen
Systeme in Krisenzeiten erwiesen. Alle Mitgliedstaaten haben auBerordentliche MaRnahmen
zum Schutz der offentlichen Gesundheit ergriffen und die meisten haben eine Art
offentlichen Notstand erklart oder besondere Notstandskompetenzen gemall den
verfassungsrechtlichen Bestimmungen oder Gesetzen zum Schutz der Offentlichen
Gesundheit gewahrt. Eine Anderung oder Aussetzung der tiblichen nationalen Kontrollen und
Gegenkontrollen kann mit besonderen Herausforderungen fiir die Rechtsstaatlichkeit
verbunden sein und diese Entwicklungen wurden in bestimmten Mitgliedstaaten zu einem
wichtigen Thema der 6ffentlichen Debatte. Daher hat die Kommission die Anwendung von
Notstandsmalinahmen genau verfolgt, was gegebenenfalls in den L&nderkapiteln
wiedergegeben wird.

Die Kommission hat betont, dass bei der Reaktion auf die Krise unsere Grundprinzipien und
Werte nach den Vertrdgen zu achten sind. Als wichtige Gradmesser fir die
Notstandsmalinahmen wurde Uberprift, ob die MaRnahmen zeitlich begrenzt waren, ob
Garantien vorhanden waren, mit denen sichergestellt wurde, dass die Malnahmen unbedingt
notwendig und verhaltnismaRig waren, sowie ob die parlamentarische und gerichtliche
Kontrolle sowie eine Prifung durch Medien und die Zivilgesellschaft aufrechterhalten
werden konnten.”® Nach der ganz akuten Phase der Krise bestand ein weiterer wichtiger
Aspekt in der Art und Weise, in der diese Befugnisse zuriickgenommen wurden bzw.
ausliefen. Angesichts der anhaltenden Pandemie sind in einer Reihe von Mitgliedstaaten nach
wie vor Notfallregelungen und Krisenmanahmen in Kraft. Die Kommission muss diese
daher weiter tiberwachen. Die Lage wird auch von internationalen Organisationen tiberpriift**
und das Europdische Parlament hat die Venedig-Kommission um eine Stellungnahme zu den
in den Mitgliedstaaten ergriffenen MalRnahmen und ihren Auswirkungen auf Demokratie,
Rechtsstaatlichkeit und Grundrechte gebeten?.

Die Reaktionen auf die Krise lielen Uberall eine grof3e Resilienz der nationalen Systeme
erkennen. In zahlreichen Mitgliedstaaten haben Gerichte die NotmalRnahmen geprift und es
fanden politische und rechtliche Debatten statt, ob die angewandten Notfallregelungen
gerechtfertigt und verhaltnismaRig waren, ob Entscheidungen rechtméflig waren und ob die
richtigen Verfahren und Instrumente genutzt wurden. Die laufende Beobachtung der
Kommission und die Debatten in den Mitgliedstaaten weisen bereits auf eine Reihe von

% Der Europarat stellte wertvolle Leitlinien zu den dabei zu beriicksichtigenden Kriterien bereit. In diesem

Zusammenhang ist zu berucksichtigen, ob die Gesetze und Notfallregelungen in Einklang mit den geltenden
Verfahren angenommen wurden, ob ein Ausnahmezustand und die NotmalRhahmen insgesamt zeitlich streng
begrenzt sind, ob die Notstandskompetenzen einer engen Definition entsprechen, ob die ,,Lockerung* von
Kontrollen und Gegenkontrollen befristet und verhaltnisméaBig ist und ob die unerlassliche parlamentarische
Kontrolle der Malnahmen der Exekutive gegeben ist: https://rm.coe.int/sg-inf-2020-11-respecting-
democracy-rule-of-law-and-human-rights-in-th/16809e1f40 und
https://www.venice.coe.int/webforms/documents/?pdf=CDL-PI(2020)005rev-e

Siehe beispielsweise die Venedig-Kommission des Europarats: ,,Respect for Democracy Human Rights and
Rule of Law during States of Emergency — Reflections®, 26. Mai 2020, CDL-P1(2020)005rev.
www.venice.coe.int/webforms/events/?id=2967
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file://net1.cec.eu.int/SG/SG-F-1/02%20RECHTSSTAATLICHKEIT/3%20-%20EU-Bericht%20über%20die%20Rechtsstaatlichkeit%202020/3%20-%20Bericht/2%20-%20Politische%20Kommunikation/www.venice.coe.int/webforms/events/

Feststellungen und Uberlegungen hin, die weiter in nationale Debatten einflieRen und die
rechtliche und politische Reaktion verbessern kénnen.

Erste Uberlegungen betreffen die Kultur der Rechtsstaatlichkeit und das MaR an Vertrauen in
das System von Kontrolle und Gegenkontrolle in den Mitgliedstaaten. Dies betrifft
insbesondere das Zusammenspiel der nationalen Institutionen und ihre loyale
Zusammenarbeit, die Rolle der parlamentarischen Kontrolle und die Madoglichkeiten,
Konsultationen und Transparenzregeln fir die Blrger aufrechtzuerhalten. Die COVID-19-
Pandemie hat deutlich gemacht, wie wichtig es ist, sicherzustellen, dass eine fiir den Schutz
der Offentlichen Gesundheit erforderliche dringende und wirksame Entscheidungsfindung
nicht bedeutet, dass etablierte Kontrollen und Gegenkontrollen — einschlielich der
Parlamente — umgangen werden, insbesondere wenn die Malinahmen die Grundfreiheiten und
-rechte der gesamten Bevolkerung betreffen.

An zweiter Stelle sind die Auswirkungen auf die Arbeit der Medien und die Zivilgesellschaft
bei der Ausubung einer demokratischen Kontrolle zu berticksichtigen. Wenn aufgrund von
Notstandskompetenzen die institutionellen Kontrollen der Entscheidungstrager verringert
sind, ist die Prifung von offentlichen Entscheidungen durch die Medien und die
Zivilgesellschaft umso wichtiger. In bestimmten Mitgliedstaaten sind die Medien und die
Zivilgesellschaft jedoch mit neuen Hindernissen konfrontiert. Solche Situationen trugen unter
anderem zur Verbreitung von Desinformationen und einem geringeren Vertrauen in die
Behorden bei, was der Rechtsstaatlichkeit schadet.?

Ein dritter Punkt betrifft die Resilienz des Justizsystems. Der Zugang zu einer unabhangigen
Uberpriifung durch die Gerichte ist ein Grundelement der Rechtsstaatlichkeit. Die teilweise
Schlieung nationaler Gerichte — die bei Anwendung von EU-Recht auch als Gerichte der EU
fungieren — zeigte eine wichtige Schwachstelle. Eine Reihe von Mitgliedstaaten hat
MaRnahmen ergriffen, um die Auswirkungen der Pandemie abzumildern, und war in der
Lage, mindliche Verhandlungen unter Anwendung von Vorschriften zur rdaumlichen
Distanzierung oder Videokonferenztechniken wiederaufzunehmen. Dariiber hinaus wurde
durch die Pandemie in vielen Mitgliedstaaten die Digitalisierung von Verfahren
vorangetrieben.

Diese Uberlegungen spiegeln allgemeine Debatten (iber die Rechtsstaatlichkeit wider, die in
einigen Mitgliedstaaten zur Widerstandsfahigkeit ihrer nationalen Systeme stattgefunden
haben?’. In diesem Sinne hat die COVID-19-Pandemie hervorgehoben, wie die
Rechtsstaatlichkeit direkte Auswirkungen auf den Alltag der Menschen hat.

2. Schlusselaspekte der Lage im Bereich der Rechtsstaatlichkeit in den Mitgliedstaaten

Die Verfassungssysteme, Rechtsordnungen und politischen Systeme der Mitgliedstaaten
spiegeln im Allgemeinen hohe Standards im Bereich der Rechtsstaatlichkeit wider. Die
Grundprinzipien der Rechtsstaatlichkeit — Rechtméligkeit, Rechtssicherheit, Verbot der
willkirlichen Ausubung exekutiver Gewalt, wirksamer Rechts- und Grundrechtsschutz sowie
gerichtliche Uberpriifung exekutiver MaRnahmen durch unabhédngige und unparteiische
Gerichte, Gewaltenteilung und die Gleichheit vor dem Gesetz — sind in den nationalen

% Sjehe auch Gemeinsame Mitteilung an das Europaische Parlament, den Rat, den Europaischen Wirtschafts-
und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Bekampfung von Desinformation im Zusammenhang
mit COVID-19 — Fakten statt Fiktion, 10.6.2020, JOIN(2020) 8 final.

27 Als weiteres potenzielles Thema ist die Widerstandsfahigkeit des Rahmens zur Korruptionsbekdmpfung
gegeniber korruptionsbezogenen Risiken bei der Vergabe 6ffentlicher Auftrdge in Krisensituationen zu
nennen.



Verfassungen verankert und in den Rechtsvorschriften umgesetzt. Es gibt jedoch auch ernste
Herausforderungen, Félle, in denen die Garantien fir die Resilienz der Rechtsstaatlichkeit auf
die Probe gestellt werden und in denen Schwachstellen deutlicher zutage treten.

Mit Blick auf die vier fur den Mechanismus ermittelten Pfeiler werden in den vier folgenden
Abschnitten  einige  wichtige gemeinsame Themen und Trends, spezifische
Herausforderungen und positive Entwicklungen beleuchtet.”® Es werden Beispiele fir sich
besonders abhebende Entwicklungen in Mitgliedstaaten angefihrt, die aus der in den
Landerkapiteln dargelegten Bewertung fir alle 27 Mitgliedstaaten entnommen werden®. Ziel
ist es, eine konstruktive Debatte tber eine Konsolidierung der Rechtsstaatlichkeit zu fiihren,
wobei alle Mitgliedstaaten aufgefordert werden, zu Uberprifen, wie Herausforderungen
angegangen werden konnen, aus den Erfahrungen der jeweils anderen zu lernen und
aufzuzeigen, wie die Rechtsstaatlichkeit unter vollstdndiger Achtung der nationalen
Traditionen und nationalen Besonderheiten weiter gestarkt werden kann.

2.1 Justizsysteme

Wirksame Justizsysteme sind wesentlich fir die Achtung der Rechtsstaatlichkeit.
Unabhangigkeit, Qualitdt und Wirksamkeit sind die fir ein wirksames Justizsystem
definierten Parameter, und zwar unabhangig vom Modell des nationalen Rechtssystems und
der Tradition, in dem es verankert ist. Zwar féllt die Organisation des Justizwesens in den
Mitgliedstaaten in die Zustdndigkeit der Mitgliedstaaten, bei der Ausibung dieser
Zusténdigkeit mussen die Mitgliedstaaten jedoch sicherstellen, dass ihre nationalen
Justizsysteme einen wirksamen Rechtsschutz gewahrleisten.®® Die Unabhéngigkeit der
nationalen Gerichte ist fiir einen solchen Rechtsschutz fundamental®. Nationale Gerichte
stellen sicher, dass die Rechte und Pflichten nach dem EU-Recht wirksam durchgesetzt
werden. Wie vom Européischen Gerichtshof bekraftigt, ist schon das Vorhandensein einer
wirksamen gerichtlichen Kontrolle, die der Gewéhrleistung der Einhaltung des Unionsrechts
dient, einem Rechtsstaat inharent.*” Wirksame Justizsysteme sind auch die Grundlage fiir
gegenseitiges Vertrauen, das das Fundament fur den gemeinsamen Raum der Freiheit, der
Sicherheit und des Rechts bildet®, ein investitionsfreundliches Umfeld, die Nachhaltigkeit
eines langfristigen Wachstums und den Schutz der finanziellen Interessen der EU. Der
Gerichtshof der Européischen Union hat ferner die auf das EU-Recht zurtickgehenden
Anforderungen beziiglich der Unabhangigkeit der Justiz geklart. Auch in der Rechtsprechung

8 Dennoch stellt die Analyse keine erschépfende Ubersicht iiber alle Entwicklungen in den Mitgliedstaaten

dar. Siehe auch FuRnote 18.

Die Entwicklungen, auf die in den Beispielen Bezug genommen wird, sind in ihrem jeweils in den

entsprechenden L&nderkapiteln beschriebenen Kontext zu sehen. Es wurden Hyperlinks aufgenommen, um

ein kontextbezogenes Lesen zu erleichtern.

% Urteil vom 24.Juni 2019, Kommission/Polen, C-619/18, EU:C:2019:531, Rn.52 bis 54; Urteil vom
5. November 2019, Kommission/Polen, C-192/18, EU:C:2019:924, Rn. 102 und 103.

31 Urteil vom 27. Februar 2018, Associacéo Sindical dos Juizes Portugueses, C-64/16, EU:C:2018:117; Urteil
vom 7. Februar 2019, Escribano Vindel, C-49/18, EU:C:2019:106.

% Urteil vom 28. Marz 2017, Rosnheft C-72/15, EU:C:2017:236, Rn. 73; Urteil vom 27.Februar 2018,
Associacdo Sindical dos Juizes Portugueses, C-64/16, EU:C:2018:117, Rn. 36; Urteil vom 25. Juli 2018,
LM, C-216/18, EU:C:2018:586, Rn.51; Urteil vom 24.Juni 2019, Kommission/Polen, C-619/18,
EU:C:2019:531, Rn. 46; Urteil vom 19. November 2019, A.K., C-585/18, C-624/18 und C-625/18,
EU:C:2019:982 Rn. 120.

% Urteil vom 25. Juli 2018, LM, C-216/18, EU:C:2018:586, Rn. 49.
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des Europaischen Gerichtshofs fur Menschenrechte sind Schliisselstandards festgelegt, die
zum Schutz der Unabhéngigkeit der Justiz einzuhalten sind.

Die Funktionsweise des Justizsystems steht auf den nationalen politischen Agenden weit
oben, wie durch den Umstand belegt wird, dass in fast allen Mitgliedstaaten Justizreformen
eingeleitet wurden®®, auch wenn deren Ziele, Umfang, Form und Stand der Umsetzung
unterschiedlich sind. Die Reformbereiche reichen von strukturellen konstitutionellen
Anderungen, wie der Einsetzung eines Rats fiir das Justizwesen oder die Einrichtung neuer
Gerichte bis zu konkreten operativen MaRnahmen, z. B. beziglich der Digitalisierung der
Fallverwaltung in Gerichten. Der Dialog hat gezeigt, dass die Mitgliedstaaten Reformen und
Entwicklungen im Bereich der Rechtsstaatlichkeit in anderen Mitgliedstaaten sowie die
Entwicklung der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europdischen Union und des
Européischen Gerichtshofs fur Menschenrechte genau beobachten.

Wahrgenommene Unabhangigkeit der Justiz in der EU

In den 2020 durchgefliihrten Eurobarometer-Befragungen von Unternehmen und der
Offentlichkeit® ist bei denselben Mitgliedstaaten ein Trend zur Gruppierung am oberen und
am unteren Ende der Skala festzustellen. Die letzte Eurobarometer-Erhebung zeigt, dass die
in der Offentlichkeit wahrgenommene Unabhingigkeit in sechs Mitgliedstaaten sehr hoch
(Uber 75 %) ist. Diese Bewertungen sind in den vergangenen vier Jahren weitgehend stabil
geblieben. Gleichzeitig ist im vergangenen Jahr die wahrgenommene Unabhéngigkeit in neun
Mitgliedstaaten gesunken und in einigen Mitgliedstaaten ist die wahrgenommene
Unabhangigkeit nach wie vor sehr gering (unter 30 %).

Es finden Bemuhungen zur Starkung der strukturellen Garantien fiir die Unabhangigkeit der
Justiz statt

In einer Reihe von Mitgliedstaaten gibt es Bemihungen, die auf eine Starkung der
Unabhéngigkeit der Justiz und eine Verringerung des Einflusses der Exekutive bzw. der
Legislative auf die Justiz abzielen. Dazu zéhlt die Einrichtung oder Stérkung eines
unabhéngigen nationalen Rates fir das Justizwesen. Das Verfahren fur die Benennung von
Richtern ist eines der Elemente, die Einfluss auf die Unabhangigkeit der Justiz und die
offentliche Wahrnehmung ihrer Unabhéangigkeit haben konnen. In einigen Mitgliedstaaten
sind Reformen geplant oder wurden bereits angenommen, die auf eine Starkung der
Beteiligung der Justiz an dem Verfahren oder die Definition klarer Kriterien bzw. eines
Mechanismus flr die gerichtliche Kontrolle ausgerichtet sind. Auch Reformen der
Disziplinarverfahren fur Richter und Staatsanwalte kénnen Ausdruck einer gesteigerten
Aufmerksamkeit fir ein notwendiges Gleichgewicht sein, wobei unerldssliche Garantien
vorgesehen sind und zugleich die Rechenschaftspflicht gewahrt bleibt.

In Malta wurde beispielsweise in jiungster Zeit eine Reihe von Reformen des Justizsystems
zur Starkung der Unabhdngigkeit der Justiz vom Parlament angenommen. In der
Tschechischen Republik zielen die derzeit ausgearbeiteten Reformen auf eine Steigerung der
Transparenz bei der Ernennung, Beforderung und Entlassung von Richtern. In Zypern gelten
seit Juli 2019 fir die Ernennung von Richtern neue detaillierte Kriterien und weitere
Anderungen werden derzeit erortert. In Lettland wurden dem Rat fir das Justizwesen neue
Befugnisse gewahrt, die auf eine Starkung der Unabhangigkeit der Justiz abzielen.

% Siehe auch Abbildung 1, EU-Justizbarometer 2020.
% EU-Justizbarometer 2020. Eurobarometer-Erhebungen FL 483 und 484 von Januar 2020. Die Kommission
hat zudem weitere Quellen herangezogen, wie das Weltwirtschaftsforum.
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https://ec.europa.eu/info/files/country-chapter-malta_en
https://ec.europa.eu/info/files/country-chapter-czechia_en
https://ec.europa.eu/info/files/country-chapter-cyprus_en
https://ec.europa.eu/info/files/country-chapter-latvia_en

Debatten, Uberlegungen und Reformplane zur Stiarkung der rechtlichen und
verfassungsméligen Garantien fir die Unabhangigkeit der Justiz gibt es auch in den
Mitgliedstaaten, in denen traditionell die Unabhangigkeit der Justiz als hoch oder sogar sehr
hoch gilt.®* Die Mitgliedstaaten, in denen die Gewaltenteilung und die Achtung der
Unabhangigkeit der Justiz stdrker von der politischen Tradition als von detaillierten
rechtlichen Garantien abhédngt, gaben an, dass Entwicklungen in anderen Mitgliedstaaten ein
Grund flr die Anwendung formalerer Systeme gewesen seien.

In Irland wurde beispielsweise Ende 2019 ein unabhéngiger Justizrat zur Sicherstellung der
Unabhangigkeit der Justiz eingerichtet. In Luxemburg zielt eine geplante Uberarbeitung der
Verfassung auf die Einfiihrung neuer Elemente zur Starkung der Unabhéngigkeit der Justiz.
In Einnland hat im Januar 2020 eine unabhéngige fir die Gerichtsverwaltung zustéandige
Agentur — die nationale Gerichtsverwaltung — Funktionen Ubernommen, die zuvor vom
Justizministerium wahrgenommen wurden. In den Niederlanden sind Reformen geplant, die
auf eine Begrenzung des Einflusses der Exekutive und der Legislative auf die Benennung von
Richtern am Obersten Gericht und Mitgliedern des Justizrates abzielen. In Schweden wurde
im Februar 2020 eine Untersuchungskommission zur Starkung des Schutzes der Demokratie
und der Unabh&ngigkeit des Justizwesens eingesetzt, die Vorschlage fir legislative und
konstitutionelle Reformen vorlegen soll.

Die Unabhéangigkeit der Strafverfolgung von der Exekutive wird zunehmend diskutiert, da sie
wichtige Auswirkungen auf die Kapazitdten zur Bekampfung von Kriminalitat und
Korruption hat

Zwar gibt es kein einheitliches Modell in der EU fiur die institutionellen Strukturen der
Staatsanwaltschaft oder fir die Ernennungs-, Entlassung- oder Disziplinarverfahren fur
Staatsanwélte auf verschiedenen Ebenen, doch konnen institutionelle Garantien dazu
beitragen, dass die Strafverfolgung ausreichend unabhangig und ohne unzuldssigen
politischen Druck tatig sein kann®. In einem Urteil des Europaischen Gerichtshofs fir
Menschenrechte®® wurde vor Kurzem bestatigt, dass die Unabhangigkeit der Staatsanwalte
ein zentrales Element flr die Aufrechterhaltung der Unabhéngigkeit der Justiz darstellt.

In Malta werden derzeit Reformen zur Starkung der Unabhangigkeit der Staatsanwaltschaft
umgesetzt, in deren Rahmen eine uneingeschrankt unabhdngige Staatsanwaltschaft
geschaffen wird, wobei die angestammte Rolle des Generalstaatsanwalts als Rechtsberater
der Regierung aufgegeben wiirde. Auch in Zypern werden gesetzliche Anderungen
vorbereitet, die auf eine Umstrukturierung des ,Law Office der Republik und die
Einrichtung gesonderter eigenstindiger Direktionen innerhalb des ,,Law Office* abzielen.

Das Recht der Exekutive, der Staatsanwaltschaft formelle Anweisungen zu erteilen, auch in
einzelnen Fallen, ist in manchen Mitgliedstaaten wie Deutschland und Osterreich,* ein
besonderes Diskussionsthema, insbesondere nach der Rechtsprechung des Europaischer

36
37

Siehe vorherige Fu3note.

Standards des Europarates: Die Venedig-Kommission weist in ihrem Verzeichnis der Kriterien zur
Bewertung der Rechtsstaatlichkeit (,,Rule of Law Checklist) mit Blick auf die Staatsanwaltschaft darauf
hin, dass kein gemeinsamer Standard fur die Organisation der Staatsanwaltschaft besteht, insbesondere
hinsichtlich der fur die Benennung von Staatsanwélten erforderlichen Befugnis oder der internen
Organisation der Staatsanwaltschaft. Es muss jedoch eine ausreichende Autonomie gewdhrleistet sein, um
die fir die Strafverfolgung zustandigen Behérden vor unzuldssigem politischen Einfluss zu schitzen.

% Urteil vom 5. Mai 2020, Kévesi/Rumanien, Antrag Nr. 3594/19, Rn. 208.

¥ Das Recht der Exekutive geht mit institutionellen Garantien oder seit Langem bestehenden Konventionen
einher, mit denen in der Praxis das Risiko gemindert wird, dass diese Befugnis von der Exekutive
missbraucht werden kann.
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Gerichtshofs zum Europdischen Haftbefehl”?. In Polen ist die Doppelfunktion des
Justizministers, der gleichzeitig Generalstaatsanwalt ist, besonders bedenklich, da dadurch
die Anfalligkeit fir eine politische Einflussnahme hinsichtlich der Organisation der
Staatsanwaltschaft und der Untersuchung von Fallen zunimmt. Die Rolle des
Generalstaatsanwalts gegeniiber rangniedrigeren Staatsanwalten gibt in bestimmten
Mitgliedstaaten ebenfalls Anlass zu Bedenken. Beispielsweise wurden in Bulgarien
Gesetzgebungsverfahren, mit denen seit Langem bestehende Bedenken hinsichtlich einer
wirksamen Regelung fur die Rechenschaftspflicht des Generalstaatsanwalts Rechnung
getragen werden soll, nach wie vor nicht zum Abschluss gebracht.

Die Unabhangigkeit der Justiz gibt in manchen Mitgliedstaaten nach wie vor Anlass zur
Sorge

Trotz der Reformbemuhungen zur Verbesserung der Unabhéngigkeit der Justiz in einer Reihe
von Mitgliedstaaten geben die Entwicklungen in manchen Mitgliedstaaten Anlass zur Sorge.
Diese Bedenken betreffen unterschiedliche Arten von Malinahmen und unterscheiden sich in
ihrer Intensitat und in ihrem Umfang. Sie reichen von Bedenken hinsichtlich der Kapazitat
von Justizraten flr die Ausibung ihrer Funktionen bis zu stdrker strukturell gepragten
Bedenken hinsichtlich eines zunehmenden Einflusses der Exekutive und der Legislative auf
die Funktionsweise der Justizsysteme, einschlie3lich der Verfassungsgerichte und obersten
Gerichte. Manche dieser Entwicklungen haben die Kommission veranlasst,
Vertragsverletzungsverfahren einzuleiten oder Bedenken im Rahmen der Verfahren nach
Artikel 7 Absatz 1 EUV zum Ausdruck zu bringen.

In einigen Mitgliedstaaten gibt die Richtung der Anderung Anlass zu groRer Sorge im
Hinblick auf die Auswirkungen von Reformen auf die Unabhangigkeit der Justiz. Dies war
einer der Punkte, der im Rahmen des vom Européischen Parlament hinsichtlich Ungarns
eingeleiteten Verfahrens gemall Artikel 7 Absatz 1 EUV aufgeworfen wurde. Insbesondere
steht der unabhangige Landesrichterrat vor Herausforderungen, ein Gegengewicht zu den
Befugnissen des Présidenten des Landesgerichtsamts, der fur die Verwaltung der Gerichte
zustandig ist, zu bilden; die Wahl eines neuen Présidenten kann den Weg flr eine verstérkte
Zusammenarbeit ebnen. Andere Bedenken betrafen die neuen Vorschriften, nach denen die
vom Parlament gewadhlten Mitglieder des Verfassungsgerichts auBerhalb des normalen
Benennungsverfahrens flr den obersten Gerichtshof benannt werden kdnnen. Die seit 2015 in
Polen durchgefiihrten Reformen des Justizwesens werden innerhalb des Landes und auf EU-
Ebene sehr kontrovers diskutiert und gaben Anlass zu ernsthaften Bedenken, von denen
manche noch immer bestehen. Dies veranlasste die Kommission, 2017 das Verfahren gemaR
Artikel 7 Absatz 1 EUV einzuleiten, das vom Rat noch geprift wird. 2019 und 2020 leitete
die Kommission zwei Vertragsverletzungsverfahren ein, um die Unabh&ngigkeit der Justiz zu
schiitzen, und der Gerichtshof hat vorlaufige Malinahmen genehmigt, um die Befugnisse der
Disziplinarkammer des obersten Gerichts hinsichtlich disziplinarischer Untersuchungen
gegen Richter auszusetzen.

Auch in bestimmten anderen Mitgliedstaaten bestehen noch Herausforderungen. In
Bulgarien*" gaben die Zusammensetzung und die Funktionsweise des obersten Justizrates und

0 Insbesondere das Urteil vom 27. Mai 2019, OG und PI, gemeinsame Rechtssachen C-508/18 und C-82/19
PPU, EU:C:2019:456 (zum Europdischen Haftbefehl).

1 Seit dem Beitritt zur EU im Jahr 2007 werden die bulgarischen Reformen unter anderem in den Bereichen
Justizwesen und Korruptionsbekdmpfung wvon der Kommission (Uber das Kooperations- und
Kontrollverfahren Gberwacht. In der Mitteilung tber die Starkung der Rechtsstaatlichkeit (COM (2019) 343)
heilt es, dass die Uberwachung nach Beendigung des Kooperations- und Kontrollverfahrens im Rahmen
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die Inspektion des obersten Justizrates Anlass zu Bedenken, die noch nicht ausgerdumt sind.
In Rumanien*? finden die in den Jahren 2017-2019 beschlossenen umstrittenen Reformen, die
mit negativen Auswirkungen auf die Unabh&ngigkeit der Justiz einhergehen, weiterhin
Anwendung®. 2020 brachte die Regierung ihre Entschlossenheit zum Ausdruck, nach den
Rickschritten in den Vorjahren die Justizreform wieder fortzusetzen, wodurch sich die
Spannungen im Justizwesen erheblich verringert haben. In Kroatien fuhrt die geringe
Verwaltungskapazitéat des staatlichen Justizrates und des Staatsanwaltsrats bei der Erfiillung
ihrer Aufgabe zu Schwierigkeiten, da ihre Rolle bei der Ernennung von Richtern und
Staatsanwaélten geschwacht wurde und ein aufgeristetes IT-System fur die Prifung von
Vermogenserklarungen nicht vorhanden ist. In der Slowakei bestehen seit Langem Bedenken
hinsichtlich der Unabhangigkeit und Integritat des Justizsystems. Im April 2020 kiindigte die
Regierung wichtige Reformplane zur Starkung der Unabhédngigkeit und Integritat der Justiz
sowie des Ernennungsverfahrens flr das Verfassungsgericht an.

In einigen Mitgliedstaaten wird haufig von politischen Angriffen und Medienkampagnen
gegen Richter und Staatsanwélte berichtet. Es wurden Mallnahmen, darunter auch
DisziplinarmalRnahmen ergriffen, die sich auf die Freiheit der Richter, dem Gerichtshof der
Européaischen Union Vorabentscheidungsersuchen vorzulegen, auswirken. Solche Angriffe
und Malinahmen kdnnen eine abschreckende Wirkung und negative Folgen flr das Vertrauen
der Offentlichkeit in das Justizwesen haben und somit seine Unabhangigkeit
beeintrachtigen*. In einer Reihe von Fallen zielen die Angriffe auf Richter und
Staatsanwélte, die Offentlich Stellung beziehen und Entwicklungen anprangern, die dem
Justizwesen insgesamt schaden konnten. In seinem aktuellen Urteil vom 5. Mai 2020
bestatigte der Européische Gerichtshof fir Menschenrechte das Recht auf freie
Meinungsaufierung von Staatsanwalten und Richtern, sich an ¢ffentlichen Debatten tUber das
Justizwesen betreffende legislative Reformen und generell Giber die Unabhéngigkeit der Justiz
betreffende Themen zu beteiligen®.

Die COVID-19-Pandemie hat deutlich gezeigt, wie wichtig die Digitalisierung der
Justizsysteme ist

Seit einigen Jahren bemihen sich die Mitgliedstaaten darum, IKT-Instrumente bestmdglich
zu nutzen, um die Kommunikation mit Parteien und Anwalten zu erleichtern, sodass eine
wirksame Verwaltung der Arbeitsbelastung und eine Steigerung der Transparenz erreicht
werden, was auch einen Online-Zugang zu Gerichtsentscheidungen einschliet. In den
Mitgliedstaaten gibt es zahlreiche Initiativen, die auf tatsédchliche Verbesserungen fir die
Nutzer der Justizsysteme abzielen. Die COVID-19-Pandemie hat diesen Bemuhungen
zusatzliche Impulse verliehen und aufgezeigt, wie wichtig es ist, die Reformen zur

horizontaler Instrumente fortgesetzt werden sollte. Der Mechanismus zur Wahrung der Rechtsstaatlichkeit

bietet einen Rahmen, um diese Themen in der Zukunft voranzutreiben.

Seit dem Beitritt zur EU im Jahr 2007 werden die rumanischen Reformen in den Bereichen Justizwesen und

Korruptionsbekdmpfung von der Kommission iber das Kooperations- und Kontrollverfahren (iberwacht. In

der Mitteilung tber die Starkung der Rechtsstaatlichkeit (COM (2019) 343) heilt es, dass die Uberwachung

nach Beendigung des Kooperations- und Kontrollverfahrens im Rahmen horizontaler Instrumente fortgesetzt

werden sollte. Der Mechanismus zur Wahrung der Rechtsstaatlichkeit bietet einen Rahmen, um diese

Themen in der Zukunft voranzutreiben.

Ein Beispiel in diesem Zusammenhang ist die Strafverfolgungsabteilung fir die Ermittlung von Straftaten im

Justizwesen, die ausschlieflich fur die Verfolgung der von Richtern und Staatsanwélten begangenen

Straftaten zusténdig ist.

Dies gilt insbesondere, wenn es keine offizielle Reaktion oder wirksame Mdglichkeiten zur Abhilfe gibt.

* Urteil vom 5. Mai 2020, Koévesi/Ruménien, Antrag Nr. 3594/19, Rn. 201, 205 und 209. Siehe auch Urteil
vom 23. Juni 2016, Baka/Ungarn, Antrag Nr. 20261/12, Rn. 156-157 und 164-167.

42

43

44

13


https://ec.europa.eu/info/files/country-chapter-romania_en
https://ec.europa.eu/info/files/country-chapter-croatia_en
https://ec.europa.eu/info/files/country-chapter-slovakia_en

Digitalisierung des Umgangs mit Fallen durch Justizeinrichtungen, den Austausch von
Informationen und Dokumenten mit Parteien und Anwaélten sowie den fortgesetzten und
einfachen Zugang zur Justiz fur alle zu beschleunigen. Es gibt eine Reihe von Initiativen, bei
denen es beispielsweise den Nutzern von Gerichten ermdglicht wird, online die
Verfahrensphasen zu beobachten, oder Urteile gemal? einem Standard verfasst werden, der
ihre maschinelle Lesbarkeit ermdglicht.

In einigen Mitgliedstaaten ist die Einfiihrung solcher Systeme bereits weit fortgeschritten.
Beispielsweise zeichnen sich in Estland und Lettland die Justizsysteme durch einige der
fortschrittlichsten Informations- und Kommunikationstechnologien, die in Gerichten zum
Einsatz kommen, aus. Sie bieten fiir die Anwendungen bei Gericht ein hohes Mal} an
Zuganglichkeit und Flexibilitat und haben zudem wesentlich dazu beigetragen, dass die
Gerichte wahrend der COVID-19-Pandemie mit relativ wenigen Unterbrechungen weiterhin
arbeiten konnten. In Slowenien ist die Digitalisierung des Justizsystems fur die
Fallverwaltung gut entwickelt und weitere Entwicklungen kommen hinzu, die auf eine
Verbesserung der elektronischen Kommunikation zwischen Gerichten und Parteien abzielen.
Auch in Ungarn ist die Digitalisierung der Justiz weit fortgeschritten und das Justizsystem
zeichnet sich durch eine hohe Verfugbarkeit von elektronischen Mitteln hinsichtlich des
Online-Zugangs zu veroffentlichten Urteilen aus. In Portugal wurde mit einer Anderung der
Zivilprozessordnung der Grundsatz ,standardméBig digital fiir alle Zivilverfahren
eingefiihrt. In ltalien soll nach einem Entwurf fir eine Reform des Zivilverfahrens
ausschlieBlich eine Online-Einreichung und ein breiteres Spektrum an elektronischen Mitteln,
darunter die Online-Zahlung von Gerichtsgebuhren, eingefiihrt werden. Die Kommission hat
im Zusammenhang mit dem Aufbauplan betont, wie wichtig die Digitalisierung der
Justizsysteme ist.*® Diese Bemiihungen konnten durch das kiinftige Programm ,,Digitales
Europa® und das EU-Instrument ,,Next Generation‘ gefordert werden.

Investitionen in die Justiz sind wichtiger denn je, um Herausforderungen im Bereich Effizienz
anzugehen

Wirksame Justizsysteme stlitzen sich auf angemessene personelle und finanzielle Mittel.
Zwar ist generell ein Anstieg der Offentlichen Ausgaben fur das Justizsystem zu
verzeichnen’, doch in einer Reihe von Mitgliedstaaten muss die Justiz mit begrenzten
Ressourcen zurechtkommen. Investitionen in die Justizsysteme sind auch unerlésslich, um
den Herausforderungen hinsichtlich der Effizienz, mit denen manche Mitgliedstaaten nach
wie vor zu kdmpfen haben, Rechnung zu tragen. Die Ubermé&Rige Dauer der Verfahren und
Arbeitsriickstande in den Justizsystemen missen durch geeignete MaRRnahmen angegangen
werden. Die wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen der COVID-19-Krise haben
gezeigt, dass die Resilienz des Justizsystems gestarkt werden muss, insbesondere da
angenommen werden kann, dass die Arbeitsbelastung voraussichtlich zunimmt. Ineffizienz
kann zu Misstrauen in die Justizsysteme flhren, was als Vorwand fir unangemessene
Reformen des Justizsystems genutzt werden kann, mit denen die Rechtsstaatlichkeit
beeintrachtigt wird. Geplante Investitionen in die Effizienz und Qualitat der Justizsysteme,
durch die die Rahmenbedingungen fur Unternehmen verbessert werden, kdnnen durch die
EU-Programme im Rahmen von ,,Next Generation* und die Aufbau- und Resilienzfazilitat
erleichtert werden. In manchen Mitgliedstaaten wurde die Notwendigkeit zusétzlicher Mittel
in den Regierungsprogrammen offiziell anerkannt. Beispielsweise wird in Deutschland

% Die Stunde Europas: Schiden beheben und Perspektiven fiir die nichste Generation erdffnen

(COM(2020) 456 final).
41 EU-Justizbarometer 2020.
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derzeit der ,,Pakt fiir den Rechtsstaat™ umgesetzt, in desgen Rahmen zusétzliche Mittel auf
Bundes- und Landesebene vorgesehen sind. Auch in Osterreich und Frankreich gibt es
Initiativen, die auf eine Erhdhung der Mittel fur das Justizsystem ausgerichtet sind.

2.2 Rahmen zur Korruptionsbekampfung

Die Korruptionsbekampfung ist von wesentlicher Bedeutung zur Aufrechterhaltung von
Rechtsstaatlichkeit. Korruption untergrabt das Funktionieren des Staates und der Behdrden
auf allen Ebenen und ist ein entscheidender Faktor fiir organisierte Kriminalitat.*® Wirksame
Rahmen fir die Korruptionsbekdmpfung sowie Transparenz und Integritat bei der Austibung
staatlicher Befugnisse konnen die Rechtssysteme und das Vertrauen in die Behdrden starken.
Die Korruptionsbekampfung muss den landerspezifischen Besonderheiten der Korruption im
Hinblick auf ihre Auspragung und Form, den Bedingungen, die sie ermdglichen, sowie den
rechtlichen, institutionellen und sonstigen Anreizen Rechnung tragen, mit deren Hilfe sie
verhindert, aufgedeckt und sanktioniert werden kann.

Sie kann nicht auf eine einheitliche Reihe von Standardmalinahmen beschrankt werden. Es
mussen auch spezifische Risikofaktoren bericksichtigt werden, die sich zwischen den
verschiedenen Mitgliedstaaten unterscheiden kénnen. Dennoch brauchen alle Mitgliedstaaten
Instrumente fir die Pravention, Aufdeckung, Einddmmung und Sanktionierung von
Korruption. Das Erfordernis umfassender Préventionsstrategien, mit denen die Transparenz
und Integritat in allen Bereichen der Gesellschaft erh6ht wird und deren Schwerpunkt auf den
zugrunde liegenden Ursachen liegt, wird seit Langem von der EU anerkannt.** Solche
Strategien sollten auf einer Bewertung der Gefahren, Schwachstellen und Risikofaktoren
basieren. Zum Korruptionsbekdmpfungs-Konzept der EU gehdren aber auch die notwendigen
zuverlassigen und wirkungsvollen Manahmen zur Férderung und zum Schutz von Integritét,
eine funktionierende, systematische Korruptionspravention und ein auf allen Ebenen
leistungsstarker, rechenschaftspflichtiger und transparenter Staatsapparat.

Ein umfassendes Konzept fur die Korruptionsbekdmpfung muss préaventive und repressive
Malnahmen kombinieren. Daftr bedarf es einer unabhdngigen und unparteiischen Justiz, die
Rechtsvorschriften zur Korruptionsbekampfung wirksam durchsetzt, die Korruptionsdelikte
unparteiisch ermittelt und verfolgt und wirkungsvolle, verhaltnismaRige und abschreckende
Sanktionen verhdngt, wozu auch die wirksame Einziehung von Einnahmen aus Korruption
gehort.>® Dies erfordert wiederum einen stabilen rechtlichen und institutionellen Rahmen,
ausreichende Kapazitaten in Verwaltung und Justiz sowie den politischen Willen fiir die
Durchsetzungsmalinahmen.  Unabh&ngige und pluralistische Medien, insbesondere
investigativer Journalismus, und eine aktive Zivilgesellschaft spielen eine wichtige Rolle bei
der Kontrolle staatlichen Handelns, der Aufdeckung mdglicher Félle von Korruption und
Integritatsverletzungen sowie der Sensibilisierung und der Forderung von Integritat. Die
Korruptionsbekdmpfung hat auch eine wichtige EU-Dimension, da sie mit dem Schutz der
finanziellen Interessen der Union verbunden ist.>! Die Europaische Staatsanwaltschaft

8 EU Serious and Organised Crime Threat Assessment (EU SOCTA), 2017 Europol.

" Ratsdokument 14310/19.

0" Ependa.

1 GemaR Artikel 325 des AEUV miissen die Union und ihre Mitgliedstaaten geeignete MaRnahmen ergreifen,
um Betrugereien und sonstige gegen die finanziellen Interessen der Union gerichtete rechtswidrige
Handlungen zu bek&mpfen. Zwar sind Betrug und Korruption zwei unterschiedliche Rechtsbegriffe, gegen
den EU-Haushalt gerichtete Betrligereien kdnnen aber mit Korruption verbunden sein. Auf EU-Ebene fiihrt
das Amt fur Betrugsbekdmpfung der EU, das OLAF, interne und externe Untersuchungen von Betrug,
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(EUStA) spielt in diesem Zusammenhang eine wesentliche Rolle.>® In den vergangenen
Jahren wurden EU-Rechtsvorschriften verabschiedet, mit denen die Korruptionsbekdmpfung
verbessert werden sollte. So wurden Dbeispielsweise Normen fur den Schutz von
Hinweisgebern vor allen Formen von VergeltungsmaRnahmen eingefihrt™. Zu einer
verbesserten Korruptionsbekdmpfung tragen auch die Uberarbeiteten Vorschriften gegen
Geldwasche, insbesondere die Einrichtung von Registern tber das wirtschaftliche Eigentum
von Unternehmen®, sowie weitere Schritte zur Foérderung des Austausches von
Finanzinformationen und zur Beschleunigung von Finanzermittlungen® bei.

Korruptionswahrnehmung in der EU

Die Ergebnisse des Korruptionswahrnehmungsindex™ zeigen, dass zehn Mitgliedstaaten zu
den zwanzig Landern z&hlen, die weltweit als am wenigsten korrupt wahrgenommen werden,
und das Durchschnittsergebnis der EU insgesamt gut ist. Das Ergebnis mancher
Mitgliedstaaten hat sich im Vergleich zu den Vorjahren verbessert, andere erzielen nach wie
vor ein Ergebnis, das deutlich unter dem anderer europdischer Lander liegt.

Die letzten Eurobarometer-Erhebungen zur Korruptionswahrnehmung®  zeigen, dass
Korruption nach wie vor Anlass zu groRer Besorgnis flr die Unionsbiirger und Unternehmen
in der EU ist. Mehr als sieben von zehn Unionsbirgern (71 %) sind der Ansicht, dass
Korruption in ihrem Land weit verbreitet ist, und nach Auffassung von mehr als vier von
zehn Européern (42 %) hat die Korruption in ihrem Land zugenommen. Allerdings sind nur
34 % der Befragten der Meinung, dass die MaRnahmen ihrer Regierung zur
Korruptionsbekdmpfung wirksam sind. Dariiber hinaus ist der Auffassung von mehr als sechs
von zehn européaischen Unternehmen (63 %) zufolge das Problem der Korruption in ihrem
Land weit verbreitet und eine Mehrheit der Unternehmen (51 %) ist der Ansicht, es sei
unwabhrscheinlich, dass korrupte Personen oder Unternehmen in ihrem Land gefasst oder der
Polizei oder Staatsanwaltschaft gemeldet werden.

Nationale Strategien zur Korruptionsbekampfung

Ein nationaler Rahmen zur Korruptionsbekdmpfung bietet die Mdoglichkeit, politisches
Engagement und eine politische Vision in konkrete MalRhahmen umzusetzen. Durch
nationale Strategien zur Korruptionsbekdmpfung kann sichergestellt werden, dass einzelne

Korruption und anderen illegalen Tétigkeiten mit Auswirkungen auf die finanziellen Interessen der Union
durch.

Die Europdische Staatsanwaltschaft (EUStA), die derzeit errichtet wird, wird eine unabhéangige
Staatsanwaltschaft der EU und mit der Befugnis zur strafrechtlichen Untersuchung und Verfolgung sowie
zur Anklageerhebung beziiglich Straftaten zum Nachteil des Haushalts der Europdischen Union, wie Betrug,
Korruption und schwerwiegender grenziberschreitender MwSt-Betrug, ausgestattet sein. Derzeit beteiligen
sich an der Européischen Staatsanwaltschaft (EUStA) Belgien, Bulgarien, Deutschland, Estland, Finnland,
Frankreich, Griechenland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, die Niederlande,
Osterreich, Portugal, Ruménien, die Slowakei, Slowenien, Spanien, die Tschechische Republik und Zypern.
%% Richtlinie (EU) 2019/1937 vom 23. Oktober 2019 zum Schutz von Personen, die VerstoRe gegen das
Unionsrecht melden.

Richtlinie (EU) 2015/849 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwdsche
und der Terrorismusfinanzierung sowie Richtlinie (EU) 2018/1673 vom 23. Oktober 2018 uber die
strafrechtliche Bek&mpfung der Geldwésche.

Richtlinie (EU) 2019/1153 zur Festlegung von Vorschriften zur Erleichterung der Nutzung von Finanz- und
sonstigen Informationen fiir die Verhitung, Aufdeckung, Untersuchung oder Verfolgung bestimmter
Straftaten.

https://www.transparency.org/en/news/cpi-western-europe-and-eu

Special Eurobarometer 502 ,,Corruption, Juni 2020, und Flash Eurobarometer 482 ,,Businesses’ attitudes
towards corruption in the EU*, Dezember 2019.
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legislative oder institutionelle Liicken nicht isoliert angegangen werden und Bestimmungen
zur  Korruptionsbekdmpfung in allen einschlagigen Politikbereichen durchgangig
berucksichtigt werden, um Wirkung vor Ort zu entfalten. Mehrere Mitgliedstaaten haben
umfassende neue oder (berarbeitete Strategien zur Korruptionsbekdmpfung mit konkreten
und messbaren Zielen, eindeutig zugewiesenen Haushaltsmitteln und Kklar definierten
Zusténdigkeiten der spezialisierten Einrichtungen sowie einer intensiven Mitwirkung der
relevanten Beteiligten angenommen.

So wurde beispielsweise im Januar 2020 in Frankreich ein mehrjéhriger nationaler Plan zur
Korruptionsbekdmpfung (2020-2022) angenommen, der sowohl die praventiven als auch die
repressiven Dimensionen von Korruption abdeckt. In anderen Mitgliedstaaten wie Bulgarien,
Kroatien, der Tschechischen Republik, Estland, Griechenland, Italien, Litauen, Rumaénien
und der Slowakei gibt es schon seit mehreren Jahren umfassende nationale Strategien zur
Korruptionsbekampfung. Zwar ist die Erarbeitung von Planen und Strategien fir die
Korruptionsbekampfung wichtig, doch ist ihre wirksame Umsetzung und Uberwachung
entscheidend, um Fortschritte zu erzielen.

Andere Mitgliedstaaten sind derzeit mit der Ausarbeitung einer nationalen Strategie zur
Korruptionsbekampfung befasst. In Irland hat die Regierung ihre Absicht bekannt gegeben,
Korruption durch FolgemalRnahmen zu der laufenden umfassenden Bewertung der
verschiedenen an praventiven und repressiven Malinahmen zur Korruptionsbek&mpfung
beteiligten staatlichen Stellen und der strafrechtlichen Verfahren wirksamer zu bekdmpfen.
Debatten finden auch in Portugal statt, wo eine Arbeitsgruppe fur die Ausarbeitung einer
nationalen Strategie zur Korruptionsbekdmpfung eingerichtet wurde. Finnland und
Schweden, die sich weniger auf ein strategisches Konzept und mehr auf Verfahren,
Traditionen und hohe Standards im Bereich Integritdt und Transparenz zur Verhinderung von
Korruption stltzen, sind derzeit mit der Ausarbeitung nationaler Plane fur die
Korruptionsbekampfung befasst.

Ausbau der Kapazitaten zur Bekampfung von Korruption

Manche Mitgliedstaaten haben ferner Reformen zur Angleichung ihres Strafrechts an
internationale  Standards der Korruptionsbekdmpfung durchgefiihrt. Lettland hat
beispielsweise vor Kurzem sein Strafrecht mit Blick auf die Definition verschiedener
Korruptionsdelikte gedndert, wobei bestimmte den Anwendungsbereich von Bestechung und
missbrauchliche Einflussnahme betreffende Einschrankungen abgeschafft wurden.

Des Weiteren ist es von zentraler Bedeutung, dass die mit der Durchsetzung des Strafrechts
betrauten Stellen wirksam und unparteiisch arbeiten. Es ist es fundamental, dass Justiz- und
Strafverfolgungsbehdrden mit angemessenen Finanzmitteln, personellen Ressourcen und
technischen Kapazitaten ausgestattet sind und Uber spezialisierte Sachkenntnisse verfligen. In
manchen Mitgliedstaaten wurden MaBnahmen zur Stdrkung der Kapazitaten des
institutionellen Rahmens fur die Korruptionsbekdmpfung und zum Abbau von Hindernissen
fiir eine wirksame Strafverfolgung eingefiihrt. So wurde beispielsweise im Januar 2019 in
Italien ein Korruptionsbekdmpfungsgesetz angenommen, mit dem die Sanktionierung von
Korruptionsdelikten verscharft und Verjahrungsfristen nach den erstinstanzlichen Urteilen
ausgesetzt wurden. Dartiber hinaus wird im Parlament derzeit eine umfassende Reform zur
Vereinfachung von Strafverfahren diskutiert, da die abschreckende Wirkung von Strafen
durch die tGbermé&Rige Dauer von Strafverfahren abgeschwacht wird. Auch Spanien bemiiht
sich, die Strafverfolgungskapazitaten zu erhdhen, indem zusatzliche Mittel zugewiesen
werden und das Strafrecht aktualisiert wird, um die Verjédhrungsfrist von schweren Straftaten
zu verléangern und hohere Strafen fur korruptionsbezogene Straftaten einzufiihren. Ebenso hat
Frankreich vor Kurzem Malinahmen fiir eine Umstrukturierung der Finanzpolizei ergriffen
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und ein Bericht aus dem Jahr 2020 zeigt, dass der Anteil korruptionsbezogener Falle an allen
Féllen zugenommen hat.

Den goldenen Mittelweg zu finden zwischen den Vorrechten und Immunitéaten von Beamten
und der Sicherstellung, dass diese nicht als Hindernisse flr eine wirkungsvolle Ermittlung
und Strafverfolgung von Korruptionsvorwirfen eingesetzt werden, ist ebenfalls wichtig.
Griechenland hat im Wege einer Verfassungsreform im Jahr 2019 MaRnahmen auf den Weg
gebracht, um einige wichtige Hindernisse fir die Strafverfolgung von hochrangiger
Korruption in Zusammenhang mit Immunitaten und besonderen Verjahrungsfristen zu
beseitigen.

Auch in anderen Mitgliedstaaten werden erhebliche Bemiihungen unternommen, haufig als
Reaktion auf spezielle Herausforderungen oder gesellschaftlichen Druck. Als Beispiel ist
Malta zu nennen, wo im Zuge der laufenden Ermittlungen und einer gesonderten ¢ffentlichen
Untersuchung des Mordes an der investigativen Journalisten Daphne Caruana Galizia
tiefgreifende systematische Korruption aufgedeckt wurde und die Offentlichkeit mit
Nachdruck eine deutliche Starkung der Kapazitaten zur Korruptionsbekdmpfung und
weitergehende Reformen im Bereich der Rechtsstaatlichkeit gefordert hat. Ein umfassendes
Reformprojekt wurde jetzt auf den Weg gebracht, mit dem Licken behoben und der
institutionelle  Rahmen fir die Korruptionsbekampfung, auch mit Blick auf den
Gesetzesvollzug und die Strafverfolgung gestarkt werden sollen. Ebenso kiindigte die
Regierung der Slowakei eine Reihe von Reformen als Reaktion auf die 6ffentliche Empdrung
angesichts der Enthilllungen an, die im Rahmen der Untersuchungen des Mordes an dem
Journalisten Jan Kuciak und seiner Verlobten Martina Ku$nirova gemacht wurden. Die
Gerichtsverfahren laufen noch.

In manchen Fallen sind laufende Reformen auch auf eine Reaktion auf spezifische Probleme
in Bereichen wie Korruption oder Geldwésche zurtickzufiinren. Nach einigen hochrangigen
Korruptionsfillen beabsichtigt beispielsweise die Regierung in Osterreich mogliche
Reformen zur weiteren Starkung der Kontrolle der Parteienfinanzierung durch den
Rechnungshof. Auch in den Niederlanden gibt es mehrere Initiativen, die auf eine weitere
Starkung des Rahmens fur die Feststellung, Untersuchung und Strafverfolgung von
Korruption ausgerichtet sind, insbesondere im Zusammenhang mit dem Finanzsektor. Die
gemeinsame Analyse von Vorgangen durch das Zentrum fir Korruptionsbekampfung und das
Referat Finanzinformationen in den Niederlanden zur Sicherstellung eines Austausches von
Wissen und einer effizienteren und umfassenderen Analyse von ungewohnlichen
Transaktionen in Zusammenhang mit Korruption stellt ein gutes Beispiel dar, wie die
Ermittlung von Schwachstellen angegangen werden kann.

Bei strafrechtlichen Ermittlungen und der Verhangung von Strafen fir Korruption bestehen
noch Herausforderungen

Aufgrund des Fehlens einer einheitlichen, aktuellen und konsolidierten Statistik in allen
Mitgliedstaaten gestaltet es sich schwierig, den relativen Erfolg der Ermittlungen und
Strafverfolgung von Korruptionsdelikten zu verfolgen. Zwei Pilotprojekte der Européischen
Kommission zur Datenerhebung von offiziellen Statistiken (ber die strafrechtliche
Behandlung von Korruptionsféllen in den Mitgliedstaaten haben aufgezeigt, dass nach wie
vor Hindernisse fir die Erfassung vergleichbarer Daten in der EU Uber die Behandlung von
Korruptionsfallen in den verschiedenen Phasen des Strafverfahrens in den Mitgliedstaaten
bestehen. Die von den teilnehmenden Mitgliedstaaten tibermittelten Erhebungsdaten zeigen,
dass deutliche Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten bei den Definitionen von
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Straftaten, der Verfugbarkeit von Daten und der Methodik fur die Erfassung von Daten
bestehen.>®

Die Beobachtung zeigt, dass mit Blick auf die Wirksamkeit der Ermittlungen,
Strafverfolgung und Verurteilung in  Korruptionsfallen, auch was hochrangige
Korruptionsfalle betrifft, in mehreren Landern Probleme bestehen. Als Beispiel ist Bulgarien
zu nennen, wo eine Reform des rechtlichen und institutionellen Rahmens fur die
Korruptionsbekampfung zu einer besseren Zusammenarbeit zwischen den maRgeblichen
Behorden gefiihrt hat, obwohl noch wichtige Herausforderungen zu meistern sind, bevor sich
diese Einrichtungen einen soliden Ruf hinsichtlich Unparteilichkeit, Objektivitdt und
Unabhéngigkeit aufbauen koénnen. Es bleibt noch eine solide Erfolgsbilanz hinsichtlich
rechtskraftiger Urteile in hochrangigen Korruptionsféllen zu etablieren. In Kroatien werden
die Bemilhungen der spezialisierten Dienste zur Korruptionsbekdmpfung durch das Fehlen
spezialisierter Ermittler und die Ineffizienz des Justizsystems beeintréchtigt, da langwierige
Gerichts- und Berufungsverfahren hdufig den Abschluss von Fallen behindern, auch was
Félle gegen hochrangige Beamte betrifft. Ebenso wurden in der Slowakei in den letzten
Jahren nur sehr wenige hochrangige Korruptionsfalle untersucht oder strafrechtlich verfolgt,
wobei als wichtige Herausforderung zu nennen ist, dass nur ein schwacher Schutz von
Hinweisgebern besteht und die spezialisierten Stellen fir die Korruptionsbekampfung nur
uber begrenzte Kapazitaten fir Ermittlungen und Strafverfolgung verfligen.

Auch mit Blick auf die Tschechische Republik bestehen Bedenken, dass hochrangige
Korruptionsfalle nicht systematisch verfolgt werden, wobei derzeit Untersuchungen und
Prufungen auf nationaler und europaischer Ebene bezliglich potenzieller Interessenkonflikte
und der Verwendung von EU-Mitteln laufen. In Ungarn wird Korruption auf hoher Ebene
zwar in einigen Féllen strafrechtlich verfolgt, aber nur in sehr begrenztem Umfang, und wenn
schwerwiegende Vorwirfe erhoben werden, fehlt es offenbar durchweg an entschlossenem
Handeln, um strafrechtliche Ermittlungen und Strafverfolgung in Korruptionsféllen
einzuleiten, an denen hochrangige Beamte oder ihr unmittelbarer Kreis beteiligt sind. Beim
Umgang mit hochrangigen Korruptionsfallen sind auch in Malta Mangel zu verzeichnen,
wobei Strafakten gegen Inhaber wichtiger Fihrungspositionen Berichten zufolge nach der
Anfangsphase des Strafverfahrens nicht weiterbearbeitet werden, allerdings zielen die
jungsten Reformen darauf ab, Herausforderungen bei Ermittlungen und Strafverfolgung
Rechnung zu tragen.

MalRnahmen zur Stéarkung der Korruptionspravention und Integritatsrahmen

Strategien zur Korruptionspréavention betreffen zahlreiche Bereiche, in der Regel unter
Einbeziehung ethischer Grundsétze, von Sensibilisierungsmalinahmen, Bestimmungen zur
Offenlegung von Vermogenswerten, Unvereinbarkeiten und Interessenkonflikten, internen

*® Im Rahmen der Expertengruppe zur Ermittlung des Bedarfs der Politik an Kriminalitats- und
Strafverfolgungsdaten hat die Kommission mit den Mitgliedstaaten zusammengearbeitet, um die Indikatoren
zu ermitteln, bei denen ausreichende offizielle Statistiken (ber Kriminalitdt und den Strafrechtsprozess
verfugbar sind, um eine EU-weite Datenerhebung zu rechtfertigen. Von 26 Mitgliedstaaten gingen
Antworten zu der Erhebung fir die Bezugsjahre 2011, 2012 und 2013 ein. Die endgultige Fassung der
Datenerhebung der offiziellen Statistik zur Behandlung von Korruptionsfallen in den Strafrechtssystemen
der Mitgliedstaaten wurde im Januar 2016 verdffentlicht und ist unter folgendem Link abrufbar:
https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/what-we-do/policies/organized-crime-and-human-
trafficking/corruption/docs/official_corruption_statistics 2011 2013 jan16_en.pdf. Im Juni 2018 wurde
eine zweite Datenerhebung in die Wege geleitet, um die Datenerhebung um die Bezugsjahre 2014, 2015 und
2016 zu erweitern, auf die Antworten von 22 Mitgliedstaaten eingingen.
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Kontrollmalnahmen, Vorschriften fir Lobbying und Drehtiireffekt. Transparenz, Zugang der
Offentlichkeit zu Informationen, der Schutz von Hinweisgebern und eine allgemeine Kultur
der Integritdt im oOffentlichen Leben sind Schllsselelemente, die die Prévention und
Aufdeckung von Korruption ermdglichen. Zahlreiche Mitgliedstaaten haben Malinahmen zur
Starkung der Pravention und des Integritatsrahmens ergriffen oder planen solche. Als
Beispiele sind Bulgarien, Irland, Griechenland, Malta, die Tschechische Republik, Polen und
Portugal zu nennen. Die derzeit ausgearbeiteten Vorschriften umfassen Bereiche wie die
Pflicht zu Vermdégenserklarungen, Regeln flr Interessenkonflikte fir alle Trager 6ffentlicher
Amter (einschlieRlich Parlamentsabgeordneter), Transparenz im &ffentlichen Amt oder die
Einrichtung spezieller Transparenzstellen und -dmter, die mit der Uberwachung und Priifung
von Vermogenserklarungen und Erklarungen zu Interessenkonflikten beauftragt sind. In
bestimmten anderen Mitgliedstaaten, wie Danemark, Finnland und Schweden, stltzt sich die
Korruptionspravention im Wesentlichen auf eine starke Integritatskultur mit wenigen
formellen Regeln und Kontrollen.

Um wirksam zu sein, missen solche MalRnahmen auf einer sorgfaltigen Diagnose der Risiken
und Schwachstellen beruhen und Mechanismen beinhalten, mit denen die angemessene
Durchsetzung und Weiterverfolgung von Integritatsverletzungen sichergestellt werden.
Praventionsmallnahmen fiihren zu sichtbaren Ergebnissen, wenn sie Teil eines umfassenden
Konzepts bilden und einheitlich in allen einschldgigen Politikbereichen geregelt sind. In
mehreren Landern bestehen nach wie vor Herausforderungen, was die Durchsetzung oder die
Kontrollmechanismen  zur  Prafung und  moglicherweise  Sanktionierung  von
Integritatsverletzungen in  Zusammenhang mit Vermogenserklarungen, Lobbying,
Interessenkonflikten und Drehtureffekten betrifft.

2.3 Medienpluralismus und Medienfreiheit

In allen Mitgliedstaaten gibt es einen Rechtsrahmen zum Schutz der Medienfreiheit und des
Medienpluralismus und die Unionsbirger erfreuen sich im Allgemeinen hoher Standards,
was Medienfreiheit und Medienpluralismus anbelangt. Die freie Meinungsduferung,
Medienfreiheit und Medienpluralismus sowie das Recht auf Zugang zu Informationen sind
im Allgemeinen in der Verfassung oder im Sekundérrecht verankert. Medienpluralismus und
Medienfreiheit sind zentrale Faktoren fiir die Rechtsstaatlichkeit, demokratische
Rechenschaftspflicht und die Bekdmpfung von Korruption. Die Ermordung von Journalisten,
die Recherchen im Bereich Korruption auf hoher Ebene und mutmaBliche organisierte
Kriminalitat anstellten, waren ein Weckruf, der die Mitgliedstaaten an ihre Pflicht erinnerte,
ein forderliches Umfeld fir Journalisten zu garantieren, ihre Sicherheit zu schiitzen und
proaktiv die Medienfreiheit und den Medienpluralismus zu fordern.

Die durch die COVID-19-Pandemie ausgeldsten Entwicklungen haben weiter bestatigt, dass
freie und pluralistische Medien und der wesentliche Dienst, den sie fiir die Gesellschaft durch
die Bereitstellung sachlich gepriifter Informationen — wodurch sie zur Bekdmpfung von
Desinformation  beitragen — sowie die Aufrechterhaltung der demokratischen
Rechenschaftspflicht erbringen, eine Schlisselrolle innehaben. Des Weiteren wurden die
potenziellen Risiken betont, die durch die Einschrdnkungen der freien Meinungsduflerung
und des Zugangs zu Informationen entstehen. Die Krise hat aufgezeigt, dass die fur die
Bekdmpfung der ,,Infodemie* konzipierten Mallnahmen als Vorwand zur Aushéhlung von
Grundrechten und Freiheiten genutzt oder flr politische Zwecke missbraucht werden
kénnen.*® Sie hat zudem die bereits schwierige Wirtschaftslage des Sektors verscharft, da
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trotz der grolReren Nutzergruppen die Werbeeinnahmen dramatisch eingebrochen sind. Die
Lage ist fur geféahrdete kleinere Akteure sowie lokale und regionale Medienkanale besonders
schwierig. In der Folge werden Starke und Diversitat des Mediensektors innerhalb der EU
geschwacht.

Die Uberwachung im ersten Bericht (iber die Rechtsstaatlichkeit konzentriert sich auf
bestimmte grundlegende Elemente der Medienfreiheit und des Pluralismus, wobei
insbesondere die Rechtsstaatlichkeit im Mittelpunkt steht, wie die Unabhéngigkeit der
Medienaufsichtsbehdrden, die Transparenz in Bezug auf die Eigentumsverhdltnisse im
Medienbereich, staatliche Werbung, die Sicherheit von Journalisten und der Zugang zu
Informationen. Weitere Aspekte der Medienlandschaft, die im ersten Bericht noch nicht
berucksichtigt werden, wie beispielsweise die Rolle und Unabhangigkeit der 6ffentlich-
rechtlichen Medien, sind ebenfalls kritisch im Zusammenhang mit der Rechtsstaatlichkeit
und werden in kiinftigen Jahren weiterentwickelt. Die Uberwachung im Rahmen des Berichts
uber die Rechtsstaatlichkeit wird Uberdies durch MalRnahmen erganzt, die im Zuge des
geplanten Aktionsplans fiir Demokratie in Europa sowie des Aktionsplans fiir Medien und
audiovisuelle Medien vorgeschlagen werden.

Media Pluralism Monitor®®

Mit dem Media Pluralism Monitor werden die Risiken fur die Medienfreiheit und den
Medienpluralismus in allen EU-Mitgliedstaaten bewertet, wobei der Schwerpunkt auf vier
Bereichen liegt — Grundschutz der Medienfreiheit, Pluralitit des Marktes, politische
Unabhangigkeit und soziale Inklusion der Medien. Bei den aktuellsten Ergebnissen des
Monitors (MPM 2020) wird insbesondere betont, dass Journalisten und andere
Medienakteure nach wie vor in einigen der uberwachten Mitgliedstaaten Gefahren und
Angriffen (sowohl korperlich als auch online) ausgesetzt sind. Nach den Ergebnissen kann
des Weiteren nicht davon ausgegangen werden, dass alle Medienaufsichtsbehtérden vor
Einflussnahmen geschutzt sind, und zwar sowohl mit Blick auf die der Benennung ihrer Réte
als auch bei der Durchflihrung ihres Auftrags. Nach dem Bericht stellt die Transparenz in
Bezug auf die Eigentumsverhéltnisse im Medienbereich durchschnittlich ein mittleres Risiko
in den Mitgliedstaaten dar, was auf das Fehlen wirksamer Rechtsvorschriften und/oder den
Umstand zurtickzufuhren ist, dass die Informationen nur 6ffentlichen Stellen, aber nicht der
Offentlichkeit bereitgestellt werden. Die Ergebnisse zeigen dariiber hinaus, dass
Nachrichtenorganisationen nach wie vor hinsichtlich einer politischen Einflussnahme
gefahrdet sind, insbesondere wenn die Wirtschaftslage fur die Nachrichtenorganisationen
instabil ist.

Unabhangigkeit der Medienaufsichtsbehdrden

Die Medienaufsichtsbehérden sind wichtige Akteure fiir die Durchsetzung des
Medienpluralismus. Bei der Umsetzung medienspezifischer Vorschriften und Entscheidungen
der Medienpolitik hat ihre Unabhéngigkeit von wirtschaftlichen und politischen Interessen
sowie die Unparteilichkeit ihrer Entscheidungen direkten Einfluss auf die Marktpluralitat und
die politische Unabhangigkeit des Medienumfelds.

® Der Media Pluralism Monitor 2020 ist eine wichtige Quelle fir den Bericht iber die
Rechtsstaatlichkeit 2020. Der von der Europdischen Union kofinanzierte Media Pluralism Monitor ist ein
wissenschaftliches und ganzheitliches Instrument zur Dokumentation der Rahmenbedingungen fiir Medien,
wobei Gefahren fir den Medienpluralismus und die Medienfreiheit in den Mitgliedstaaten und manchen
Bewerberlandern detailliert beleuchtet werden. Er wird vom Centre for Media Pluralism and Media Freedom
seit 2013/2014 regelmé&Big erstellt. Die Kommission hat entsprechend den Angaben in den Landerkapiteln
daruber hinaus weitere Quellen genutzt, wie die Rangliste der Pressefreiheit.
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Die Unabhangigkeit und Zustandigkeit der Medienaufsichtsbehtrden sind gesetzlich in allen
Mitgliedstaaten verankert. Dennoch sind Bedenken hinsichtlich des Risikos einer
Politisierung der Behorde beispielsweise in Ungarn, Malta und Polen entstanden. Des
Weiteren bestehen beispielsweise in Bulgarien, Griechenland, Luxemburg, Rumanien und
Slowenien Bedenken hinsichtlich der ~ Wirksamkeit =~ mancher  nationalen
Medienaufsichtsbehdrden aufgrund der ihnen zur Verfligung stehenden Mittel. In der
Tschechischen Republik prift die Regierung derzeit eine Reform, die auf eine weitere
Starkung der Unabhangigkeit der Medienaufsicht abzielt.

Die Richtlinie tber audiovisuelle Mediendienste, deren Umsetzung dieses Jahr abgeschlossen
sein sollte®, umfasst spezifische Anforderungen, die zur Starkung der Unabhéngigkeit der
nationalen Medienbehdrden beitragen.

Transparenz in Bezug auf die Eigentumsverhaltnisse im Medienbereich

Transparenz in Bezug auf die Eigentumsverhaltnisse im Medienbereich ist eine wesentliche
Voraussetzung fir eine zuverlassige Analyse der Pluralitat eines bestimmten Medienmarktes;
sie ist nicht nur fir eine fundierte Aufsicht, Wettbewerb und politische Prozesse erforderlich,
sondern auch, um der Offentlichkeit eine Evaluierung der von den Medien verbreiteten
Informationen und Meinungen zu erméglichen®. In manchen Mitgliedstaaten bestehen gut
entwickelte Systeme, mit denen Transparenz in Bezug auf die Eigentumsverhaltnisse im
Medienbereich sichergestellt wird. Beispielsweise gelten in Deutschland fir den
Nachrichtenmediensektor, kommerzielle Rundfunkanbieter, Online-Medien und die Presse
spezifische Pflichten zur Offenlegung von Eigentumsverhdltnissen. Politische Parteien
missen ihre Beteiligung an Medienunternehmen offenlegen. In Frankreich mussen
Medienunternehmen ihre drei grofiten Anteilseigner oOffentlich bekannt geben und der
Medienaufsicht (,,Conseil Supérieur de I’ Audiovisuel“ — CSA) melden, wenn der Besitz oder
die Kontrolle den Schwellenwert von 10 % erreicht. Aus der Website der CSA sind
Informationen Uber die Kapitalstruktur von Verlegern verfligbar. Portugal verflgt iber einen
fundierten Rahmen fiir die Sicherstellung der Transparenz in Bezug auf die
Eigentumsverhéltnisse im  Medienbereich. Die Pflicht zur Offenlegung der
Eigentumsverhéltnisse und die Finanzierung der Medien ist in der Verfassung verankert und
ihre Uberwachung liegt in der Zustandigkeit der Medienaufsichtsbehorde.

In einigen Mitgliedstaaten bestehen Hindernisse fur eine wirksame 6ffentliche Offenlegung
der Eigentumsverhaltnisse oder es gibt kein wirksames System fiir die Offenlegung. In der
Tschechischen  Republik  sind ~ Medienunternehmen  nicht  verpflichtet,  ihre
Eigentumsstrukturen, entsprechende Anderungen oder Informationen hinsichtlich des
wirtschaftlich Berechtigten des Unternehmens offenzulegen. In Zypern besteht keine
Transparenz hinsichtlich des Eigentums von Printmedien und digitaler Presse, was Bedenken
hinsichtlich Kapitalverflechtungen entstehen lasst. Auch in Bulgarien gibt die fehlende
Transparenz in Bezug auf die Eigentumsverhaltnisse im Medienbereich Anlass zu Bedenken.

Verteilung der staatlichen Werbung

®. Die Richtlinie (EU) 2018/1808 vom 14. November 2018 enthalt spezifische Anforderungen fiir die
Unabhéngigkeit der nationalen Medienaufsichtsbehdrden.

Empfehlung CM/Rec(2018)11 des Ministerkomitees des Europarates an die Mitgliedstaaten zu
Medienpluralismus und Transparenz in Bezug auf Medieneigentumsverhdltnisse.
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Staatliche Werbung® kann eine wichtige Unterstiitzungsquelle fiir Medien darstellen. Die
finanzielle Unterstiitzung durch den Staat kann unerlasslich sein, besonders fir
gemeinnutzige, gemeinschaftliche Medien und andere weniger kommerzielle Formen des
Journalismus, insbesondere in Zeiten einer Wirtschaftskrise, und durch transparente Regeln
und faire Kriterien kann das Risiko von Vetternwirtschaft verringert werden. Es ist deshalb
besonders wichtig, dass faire und transparente Regeln flr die Verteilung staatlicher Mittel
und Unterstlitzung vorhanden sind und wirksam angewandt werden. Fehlen solche Regeln,
nimmt das Risiko zu, dass 6ffentliche Gelder parteiisch bestimmten Medienunternehmen
zugewiesen werden.

In vielen Mitgliedstaaten gibt es keine speziellen Rechtsvorschriften, mit denen faire und
transparente Regeln fur die Verteilung der staatlichen Werbung an Medienunternehmen
sichergestellt werden. Die auf das Fehlen klarer und transparenter Regeln zuriickgehenden
Risiken kdnnen sich durch eine geringe Transparenz hinsichtlich der Verteilungskriterien, der
zugewiesenen Betrdge und der Empfanger zeigen. In Ungarn wurden angesichts des Fehlens
von Rechtsvorschriften und Transparenz bei der Verteilung staatlicher Werbung erhebliche
Mittel fur staatliche Werbung regierungsfreundlichen Unternehmen zugewiesen, wodurch der
Regierung die Tur gedffnet wurde, um indirekten politischen Einfluss auf die Medien
auszuiiben. In Osterreich werden relativ hohe Betrage fir staatliche Werbung an
Medienunternehmen vergeben, und da es keine Regeln fir ihre faire Verteilung gibt, sind
Bedenken hinsichtlich eines potenziellen politischen Einflusses auf diese Verteilung
entstanden.

In manchen Fallen werden diese Risiken durch die allgemeinen Vorschriften fur die Vergabe
offentlicher Auftrage und/oder die Vorschriften fur eine verantwortungsvolle Verwaltung der
staatlichen Ausgaben gemindert. Beispielsweise gib es in der Slowakei keinen Rahmen fir
die Regulierung der Verteilung staatlicher Werbung, doch werden Vertrdge zwischen dem
staatlichen und dem privaten Sektor im zentralen Vertragsregister erfasst, das offentlich
zugénglich ist.

Vor Kurzem hat die Kommission vorgeschlagen, dass das Aufbaupaket aus dem
Unionshaushalt dabei helfen konnte, dem unmittelbaren Liquiditatsbedarf zu begegnen,
wéhrend die digitalen Investitionen und die Resilienz des Sektors durch die Programme
InvestEU, Kreatives Europa und Horizont Europa gestarkt werden sollen. Ferner ermutigt die
Kommission die Mitgliedstaaten und alle EU-Akteure zur Unterstiitzung von Medien, wobei
gleichzeitig die Wahrung ihrer Unabh&ngigkeit, Medienfreiheit und Pluralismus
sicherzustellen sind.**

Politischer Druck auf die Medien

Schwachstellen und Risiken fur den Medienpluralismus nehmen zu, wenn die politische
Unabhéngigkeit der Medien in Gefahr ist, Vorschriften zum Schutz vor politischer
Einflussnahme fehlen oder Vorschriften gelten, die politischen Akteuren das Eigentum an
Medien gestatten.

In den Landerkapiteln wurde eine Reihe von Fallen ermittelt, in denen von Interessentrégern
ernsthafte Bedenken aufgeworfen wurden. Beispielsweise wird in Bulgarien gemeldet, dass
das Eigentum an mehreren Medienunternehmen eng mit politischen Akteuren verknupft ist,

% Im Media Pluralism Monitor wird staatliche Werbung als Werbung definiert, fiir die die Medien von
(nationalen, regionalen oder lokalen) Regierungen oder staatlichen Einrichtungen und Unternehmen
Zahlungen erhalten.
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selbst wenn diese offiziell nicht die Eigentumer sind. Darlber hinaus hat eine grol3e Zahl an
bulgarischen Journalisten politische Einflussnahme in den Medien als ,,iiblich* und ,,weit
verbreitet bezeichnet. In Ungarn wird die Griindung des Medienkonzerns KESMA uber die
Zusammenlegung von mehr als 470 regierungsfreundlichen Medienunternehmen ohne eine
Prifung durch die Medien- und Wettbewerbsbehtrden als Gefahr fir den Medienpluralismus
gesehen. Weitere Bedenken wurden infolge einer vor Kurzem erfolgten Ubernahme laut, die
dem Muster einer systematischen wirtschaftlichen Ubernahme der verbleibenden
unabhéngigen Online-Nachrichtenmedien folgt. In Malta kontrollieren oder verwalten die
beiden wichtigsten im Parlament vertretenen politischen Parteien mehrere maltesische
Medienunternehmen und Sendeanstalten. In Polen verwies die Regierungskoalition wahrend
des Prasidentschaftswahlkampfs 2020 auf mogliche Plane fir legislative Anderungen
hinsichtlich sich in ausléandischem Besitz befindlichen Medienunternehmen, was
Auswirkungen auf den Medienpluralismus haben kénnte.

Recht auf Zugang zu Informationen

Das Recht auf Zugang zu Informationen ist eine wesentliche Voraussetzung fir die
demokratische Debatte und Kontrolle 6ffentlicher Einrichtungen sowie von entscheidender
Bedeutung fir die Medien, aber auch ganz allgemein fur die Wahrung der
Rechtsstaatlichkeit. Es stitzt sich auf die Transparenz der 6ffentlichen Verwaltung und
Entscheidungsfindung. Das Recht ist in der Verfassung oder im Sekundarrecht in allen
Mitgliedstaaten garantiert, in manchen L&nderkapiteln wird jedoch auf Hindernisse oder
Verzogerungen bei der Bereitstellung der Informationen hingewiesen. In der Tschechischen
Republik, Malta und Ruménien wurden beispielsweise wiederholt Schwierigkeiten und
Hindernisse bei der Einholung von Informationen gemeldet.

Malnahmen zur Unterstiitzung und zum Schutz von Journalisten vor Gefahren und Angriffen

In einer Reihe von Mitgliedstaaten sind Journalisten und andere Medienakteure zunehmend
Gefahren und Angriffen (koérperlich und Online) in unterschiedlichen Formen in
Zusammenhang mit ihren Veroffentlichungen und ihrer Arbeit ausgesetzt: der Einsatz von
taktischen Klagen gegen offentliche Kritik (SLAPP)®, Gefahren fiir die physische Sicherheit
und physische Angriffe, Online-Bedrohungen, insbesondere von Journalistinnen,
Hetzkampagnen, Einschiichterung und politisch orientierte Bedrohungen. Solche Gefahren,
Angriffe und Hetzkampagnen werden in der einen oder anderen Form in mehreren
Mitgliedstaaten gemeldet. Beispiele werden in den Landerkapiteln Uber Bulgarien, Kroatien,
Slowenien, Spanien und Ungarn hervorgehoben. Gefahren und Angriffe haben eine
abschreckende Wirkung auf Journalisten und sind mit dem Risiko verbunden, dass eine
offentliche Debatte Uber ein kontroverses gesellschaftliches Thema eingeschrankt wird.

Um dieser Situation Rechnung zu tragen, hat eine Reihe von Mitgliedstaaten bewdéhrte
Verfahren erarbeitet und Strukturen eingerichtet bzw. MaRnahmen ergriffen, mit denen
Unterstitzung und Schutz geboten wird. In Belgien richtete der flamische
Journalistenverband eine spezielle Hotline flr physische oder verbale Gewalt gegen
Journalisten ein. In Italien wurde ein Koordinierungszentrum eingerichtet, das sich mit Taten
gegen Journalisten befasst. In den Niederlanden wurde das auf eine Verringerung von
Bedrohungen, Gewalt und Aggression gegeniiber Journalisten ausgerichtete ,,PersVeilig*-
Protokoll zwischen der Staatsanwaltschaft, der Polizei, der Gesellschaft der Chefredakteure

% Eine strategische Klage gegen offentliche Beteiligung (SLAPP) ist eine Klage, die den Zweck hat, Kritiker
einzuschiichtern und ihre 6ffentlich vorgebrachte Kritik zu unterbinden, indem sie durch die Kosten eines
Gerichtsverfahrens dazu gebracht werden, ihre Kritik oder ihren Widerstand einzustellen.
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und dem Journalistenverband vereinbart. Schweden hat nationale Kontaktstellen eingerichtet
und zusétzliche personelle und finanzielle Mittel fiir die Unterstiitzung von Journalisten und
eine bessere Untersuchung von Hassverbrechen zugewiesen.

2.4 Sonstige institutionelle Aspekte in Zusammenhang mit dem System von Kontrolle und
Gegenkontrolle

Institutionelle Kontrollen und Gegenkontrollen sind der Kern der Rechtsstaatlichkeit. Sie
garantieren das Funktionieren, die Zusammenarbeit und die gegenseitige Kontrolle der
staatlichen Organe, sodass die Auslibung hoheitlicher Rechte durch eine staatliche Stelle
unter der Kontrolle anderer staatlichen Stellen erfolgt. Neben einem wirksamen Justizsystem
stitzt sich das System von Kontrolle und Gegenkontrolle auf einen transparenten, auf der
Rechenschaftspflicht beruhenden, demokratischen und pluralistischen Gesetzgebungsprozess,
die Gewaltenteilung, die verfassungsgerichtliche und gerichtliche Kontrolle von Gesetzen,
ein transparenter und hochwertiger Staatsapparat sowie wirkungsvolle unabhangige Behorden
wie Ombudsstellen oder nationale Menschenrechtsinstitutionen. In jedem Mitgliedstaat
unterscheidet sich das konkrete System von Kontrolle und Gegenkontrolle in Abhdngigkeit
von dem Gleichgewicht, das sich aus den politischen, rechtlichen und verfassungsrechtlichen
Traditionen ergibt. Zwar kann sich das konkrete Modell in den einzelnen Mitgliedstaaten
unterscheiden, entscheidend ist jedoch, dass es die Wahrung der Rechtsstaatlichkeit und der
demokratischen Normen gewéhrleistet.

Im Mittelpunkt des ersten Berichts (ber die Rechtsstaatlichkeit stehen einige zentrale
Elemente, die fir die Rechtsstaatlichkeit von besonderer Bedeutung sind, wie das Verfahren
fiir die Ausarbeitung von Gesetzen und das Gesetzgebungsverfahren, insbesondere was die
Mitwirkung von Interessentrdagern, die Nutzung von beschleunigten und Eilverfahren betrifft,
und das System fir die verfassungsgerichtliche Kontrolle. Zudem werden
Verfassungsreformen zur Starkung des Systems von Kontrolle und Gegenkontrolle
betrachtet. Uberdies werden SondermaRnahmen, die zur Bekampfung der COVID-19-
Pandemie ergriffen wurde, berlcksichtigt. Die Rolle von unabhdngigen Behorden, wie
Ombudsstellen oder andere nationale Menschenrechtsinstitutionen, sowie die Rolle der
Organisationen der Zivilgesellschaft bei der Wahrung der Rechtsstaatlichkeit sind weitere
Elemente der Analyse.

Druck auf das System der Kontrolle und Gegenkontrolle ist in allen Mitgliedstaaten
festzustellen und ist héufig ein normaler Aspekt des politischen Prozesses in einer
demokratischen  Gesellschaft. ~ Wirtschaftskrisen, die  COVID-19-Pandemie  und
gesellschaftliche Veranderungen kénnen diese Spannungen verstarken, doch das System von
Kontrolle und Gegenkontrolle verliert nichts an seiner Bedeutung. In den vergangenen Jahren
sind in der Union mehrere Krisen in Zusammenhang mit der Rechtsstaatlichkeit entstanden,
die mit Angriffen auf das Prinzip der institutionellen Kontrollen und Gegenkontrollen in
Verbindung gebracht werden. Eine Strkung der Resilienz der institutionellen Kontrollen und
Gegenkontrollen ist daher von wesentlicher Bedeutung, um die Rechtsstaatlichkeit zu
schutzen.

Ein forderlicher Rahmen fiir die Zivilgesellschaft ermdglicht Debatten und die Kontrolle der
Regierungsverantwortlichen. Wie bei unabhangigen Journalisten und kritischen Medien sind
Versuche, Akteure der Zivilgesellschaft zu unterdriicken, stets als Warnsignal mit Blick auf
die Rechtsstaatlichkeit zu sehen.

Debatten (ber die Rechtsstaatlichkeit als Beitrag zur Starkung der Kultur der
Rechtsstaatlichkeit
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Positive Reforminitiativen entstehen hdufig aus offentlichen Diskussionen uber konkrete
Themen, die flr die Rechtsstaatlichkeit von Bedeutung sind. Debatten und eine stéarkere
Sensibilisierung fir das System von Kontrolle und Gegenkontrolle, das flr ein wirksames
Funktionieren der Rechtsstaatlichkeit erforderlich ist, sind deshalb ein wichtiger erster
Schritt. Die zunehmende Aufmerksamkeit fir die Debatte um Rechtsstaatlichkeit in der
Union wird durch die Bemihungen zur Forderung nationaler Debatten im Wege von
parlamentarischen Anhorungen, 6ffentlichen Sensibilisierungskampagnen oder Initiativen der
Justiz deutlich. In der Tschechischen Republik organisiert der Senat Konferenzen und
Debatten uber mit dem Justizsystem in Zusammenhang stehende Themen. In Danemark hat
die nationale Gerichtsverwaltung in den letzten Jahren eine Reihe von Bemihungen
unternommen, um die Rechtsstaatlichkeit zu fordern, das Verstandnis des Justizsystems einer
Vielzahl an Zielgruppen zu vertiefen und die Nutzerorientierung des Justizsystems zu
verbessern. In Deutschland tragen regelmdaRige Debatten, landesweite Informations- und
Anzeigenkampagnen sowie Publikationen zu rechtsstaatlichen Themen dazu bei, eine
dynamische Kultur der Rechtsstaatlichkeit zu fordern. In den Niederlanden finden regelméRig
politische Debatten tber den Rechtsstaat in beiden Kammern des Parlaments statt.

Verfassungsreformen zur Starkung der institutionellen Kontrollen und Gegenkontrollen,
insbesondere was die verfassungsgerichtliche Kontrolle anbelangt

In einer Reihe von Mitgliedstaaten sind derzeit Reformprozesse im Gange. Sie betreffen vor
allem das Er6ffnen neuer Moglichkeiten fir Blrger, um die Ausiibung der exekutiven oder
legislativen Macht anzufechten.

In  Zypern st beispielsweise in einem Gesetzentwurf die Errichtung eines
Verfassungsgerichts vorgesehen, das die Prifung der VerfassungsmaRigkeit von Gesetzen
vom obersten Gericht Ubernehmen wirde. Nach einer Verfassungsreform wurde 2019 in
Litauen die Mdoglichkeit einer Prifung der VerfassungsmaRigkeit und eine nachtragliche
Prifung von verabschiedeten Gesetzen eingeflhrt. In Luxemburg wurden in einer unlangst
durchgefuhrten Verfassungsreform die Folgen von Urteilen des Verfassungsgerichts, mit
denen Rechtsvorschriften fur verfassungswidrig erklart werden, verschérft und durch eine
vorgeschlagene Verfassungsédnderung wiirde dem Amt der Ombudsperson Verfassungsrang
verleihen. In der Slowakei priift die Regierung derzeit eine Starkung der Befugnisse des
Verfassungsgerichts, indem unter anderem die Mdglichkeit einer Verfassungsbeschwerde
und einer Ex-ante-Kontrolle der Konformitat von Gesetzen mit der Verfassung eingefihrt
werden. Verfassungsreformen betreffen auch andere Aspekte des Systems von Kontrolle und
Gegenkontrolle. Beispielsweise hat eine vor Kurzem angenommene Verfassungsreform in
Malta das Wahlverfahren des Présidenten von Malta und die Funktion der Ombudsstelle zum
Gegenstand, auBerdem wurde eine weitere Verfassungsreform beziglich der Ernennung
bestimmter unabh&ngiger Ausschisse dem Parlament vorgelegt. Die in Schweden
angestellten Uberlegungen zur Starkung des demokratischen Systems umfassen Reformen
des Verfahrens fir die Annahme von Verfassungsédnderungen, wahrend im Zuge einer
parlamentarischen Untersuchung der Verfassungsrang, der Zustandigkeitsbereich und die
Tatigkeiten der parlamentarischen Ombudsstelle gepruft werden.

Manchen dieser Bemiihungen liegen Empfehlungen internationaler Expertengremien wie der
Venedig-Kommission zugrunde, die selbst als Anerkennung zu sehen ist, dass die
Bertcksichtigung unterschiedlicher Meinungen und Fachkenntnisse im Wege einer breiten
und griindlichen Konsultation zur Entwicklung eines ausgewogenen Systems beitragt.

Die Verbesserung der Inklusivitat und Qualitat des Gesetzgebungsverfahrens ist wichtig flr
Strukturreformen
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Das Gesetzgebungsverfahren profitiert von zunehmend inklusiven und faktengestutzten
Instrumenten. Insbesondere haben viele Mitgliedstaaten systematische Strategien zur
Einbeziehung von Interessentragern eingefiihrt, mit denen gewahrleistet wird, dass
Strukturreformen das Ergebnis einer breiten Diskussion innerhalb der Gesellschaft sind, auch
wenn diese Strategien in der Praxis nicht immer umfassend Anwendung finden.

In einigen Mitgliedstaaten wird derzeit die Inklusivitdt des Gesetzgebungsverfahrens
verbessert. In Zypern und der Tschechischen Republik laufen derzeit Bemuhungen zur
Verbesserung der Konsultationen und Transparenz. In Estland wird ein neues Umfeld fiir die
Gesetzgebung entwickelt und es werden Leitlinien zur Rechtssetzungspolitik erarbeitet, um
die Nutzerfreundlichkeit und Inklusivitdt zu verbessern. In Griechenland ist derzeit eine
umfassende Reform der Gesetzgebungsverfahren im Gange. In Frankreich wird die jungste
Initiative des Burgerkonvents fur Klima als innovative Mdglichkeit zur Einbeziehung der
Burger in das Gesetzgebungsverfahren betrachtet.

Eine Ubermalige Nutzung von im beschleunigten Verfahren oder Eilverfahren
angenommenen Vorschriften kann Anlass zu Bedenken hinsichtlich der Rechtsstaatlichkeit
geben

In allen Mitgliedstaaten wird im normalen Gesetzgebungsverfahren dem Parlament als
Gesetzgeber Vorrang eingerdumt. Beschleunigte Gesetzgebungsverfahren und das Fehlen
von Anhorungen sind jedoch tbliche Merkmale von Rechtsstaatlichkeitskrisen. Die Venedig-
Kommission und die Organisation fur Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE)
haben bei verschiedenen Anldssen betont, wie wichtig das parlamentarische Verfahren ist:
intensive Beratung von Gesetzgebungsvorschldgen und Anderungen, einschlieRlich
sinnvoller Anhdrungen mit Interessentragern, Experten und der Zivilgesellschaft, sowie ein
Dialog mit der politischen Opposition.”® Dariber hinaus wird bei einem Umgehen des
Parlaments im Gesetzgebungsverfahren die Gewaltenteilung — ein Grundprinzip der
Rechtsstaatlichkeit — verzerrt.

In einigen Mitgliedstaaten gaben der wiederholte Ruckgriff auf das beschleunigte
Gesetzgebungsverfahren im Parlament oder Notverordnungen der Regierung Anlass zu
Bedenken, insbesondere wenn diese im Rahmen breiter Reformen angewendet werden, die
Auswirkungen auf die Grundrechte oder das Funktionieren wesentlicher staatlicher Organe,
wie das Justizsystem oder das Verfassungsgericht aufweisen. In diesen Fallen besteht ein
erhdhtes Risiko, dass Gesetze angenommen werden, die eine Gefahr flr die Achtung der
Grundrechte, die Rechtsstaatlichkeit oder die Demokratie sowie internationale
Verpflichtungen darstellen.?” In Polen wurde im Zeitraum 2015-2019 das beschleunigte
Verfahren zur Annahme von Vorschriften durch das Parlament umfassend fir die Annahme
wichtiger Strukturreformen der Justiz eingesetzt, durch die der politische Einfluss auf die
Justiz gewachsen ist In Rumaénien sorgte die haufige Verwendung von Notverordnungen der
Regierung in Schlisselbereichen, unter anderem fiir Justizreformen, fir Bedenken
hinsichtlich der Qualitdt der Rechtsvorschriften, Rechtssicherheit und der Achtung der
Gewaltenteilung.®® Die haufige Nutzung von beschleunigten Verfahren oder die Annahme
von Rechtsvorschriften auf der Grundlage von Initiativen, die direkt wvon

% Verzeichnis der Kriterien zur Bewertung der Rechtsstaatlichkeit (,Rule of Law Checklist“) — CDL-
AD(2016)007; https://www.osce.org/odihr/legislative-support

%" Dariiber hinaus fehlt es vielen vom Parlament angenommenen Gesetzesinderungen, auch im Zuge von
beschleunigten Verfahren, an Abschéatzbarkeit und Transparenz und es entstehen Bedenken hinsichtlich des
offentlichen Interesses.

% In einem konsultativen Referendum im Mai 2019 unterstiitzte eine Mehrheit der Biirgerinnen und Biirger ein
Verbot der Annahme von Notverordnungen der Regierung im Bereich der Justiz.
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Parlamentsabgeordneten vorgelegt wurden, ohne dass die normalen Vorbereitungsverfahren
und eine Anhdrung von Interessentragern stattfinden, stellen ebenfalls ein Risiko aus Sicht
der Rechtsstaatlichkeit dar.

Nationale Parlamente, Verfassungsgerichte und oberste Gerichte spielen bei der Priifung der
zur Bekdmpfung der COVID-19-Pandemie ergriffenen MalRnahmen eine Schlisselrolle

Die Reaktionen auf die Krise zeigen insgesamt eine starke Resilienz der nationalen Systeme
mit intensiven politischen und rechtlichen Debatten zu den ergriffenen MaRnahmen. In
zahlreichen Mitgliedstaaten waren die Kontrolle und Debatten der Parlamente wesentlich flr
die Erarbeitung der Vorschldge fir einen Ausnahmezustand oder alternativ einen
Gesundheitsnotstand sowie die nachtragliche Kontrolle der wvon der Regierung
angenommenen Verordnungen. Daruber hinaus wurden diese Maltnahmen hédufig vom
Verfassungsgericht, den obersten Gerichten oder ordentlichen Gerichten geprift. Ein Ex-
ante-Mechanismus fiir die Prufung der Verfassungsmagigkeit vor der Annahme von Gesetzen
war in diesem Zusammenhang besonders von Bedeutung, wobei eine schnelle Reaktion und
die Wahrung der Grundrechte Hand in Hand gehen mussen.

Die Ombudsstelle und die nationalen Menschenrechtsinstitutionen spielen eine wichtige
Rolle

Nationale Menschenrechtsrechtsinstitutionen spielen eine wichtige Rolle beim Schutz der
Rechtsstaatlichkeit und konnen fir eine unabhangige Kontrolle des Systems bei
Rechtsstaatlichkeitskrisen sorgen. Einige Mitgliedstaaten (ltalien, Malta und die Tschechische
Republik) haben noch keine entsprechende Institution eingerichtet, obgleich andere Behdrden
im Bereich der Grundrechte tatig sind®. In Italien werden derzeit zwei Gesetzentwiirfe vom
Parlament Dberaten, mit denen die Einrichtung einer unabhdngigen nationalen
Menschenrechtsbehdrde vorgeschlagen wird. In Malta wird gegenwartig ein Vorschlag zur
Einrichtung einer Menschenrechtsinstitution im Parlament diskutiert. Die Rolle der
Ombudspersonen im System von Kontrolle und Gegenkontrolle ist unterschiedlich. In
manchen Mitgliedstaaten kann die Ombudsperson Gesetze vor dem Verfassungsgericht
anfechten oder ihre Anderung im Parlament beantragen.

Organisationen der Zivilgesellschaft sind in einem instabilen Umfeld téatig, sie kdnnen aber
dennoch ein starker Akteur bei der Verteidigung der Rechtsstaatlichkeit sein

In einem vor Kurzem ergangenen Urteil stellte der Européische Gerichtshof™® klar, dass
Organisationen der Zivilgesellschaft ,,ihre Tatigkeiten fortsetzen und ohne ungerechtfertigte
staatliche Eingriffe arbeiten konnen miissen. ES wird anerkannt, dass das Recht auf
Vereinigungsfreiheit eine der wesentlichen Grundlagen einer demokratischen und
pluralistischen Gesellschaft bildet, da es den Birgern ermdglicht, in Bereichen von
gemeinsamem Interesse gemeinsam zu handeln und damit zu einem ordnungsgemaRen
Funktionieren des 6ffentlichen Lebens beizutragen.

In den meisten Mitgliedstaaten ist ein forderliches und unterstitzendes Umfeld fir die
Zivilgesellschaft vorhanden. Vor Kurzem haben manche Mitgliedstaaten das Umfeld fiir die
Zivilgesellschaft gestarkt oder beabsichtigen, solche Initiativen zu ergreifen. In Kroatien ist

% Sowohl in der Tschechischen Republik als auch in Malta gibt es unabhangige Ombudspersonen, in Italien

interagiert der Interministerielle Ausschuss fir Menschenrechte (CIDU) mit der Zivilgesellschaft,
akademischen Kreisen und allen einschlégigen Interessengruppen zur Forderung und zum Schutz der
Menschenrechte, wobei einige regionale Ombudspersonen fiir den Schutz der Freiheiten und Rechte von
Personen zusténdig sind.

" Urteil vom 18. Juni 2020, Kommission/Ungarn, C-78/18, EU:C:2020:476, Rn. 112 und 113.
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die Regierung beispielsweise bereit, einen nationalen Plan zur Verbesserung des rechtlichen,
finanziellen und institutionellen  Unterstutzungssystems fir die Tatigkeiten der
Organisationen der Zivilgesellschaft anzunehmen. In Slowenien soll mit der nationalen
Strategie fur die Entwicklung des nichtstaatlichen Sektors und der Freiwilligentatigkeit die
Unterstutzung fir Nichtregierungsorganisationen bis 2023 verbessert werden, insbesondere
wenn diese einen Beitrag zu den Prinzipien des Pluralismus und der Demokratie in der
Gesellschaft leisten. In vielen Mitgliedstaaten hat sich die Zivilgesellschaft unter schwierigen
Umsténden als resilient erwiesen und spielte als Teil des Systems von Kontrolle und
Gegenkontrolle weiterhin eine wichtige Rolle in der nationalen und europdischen
Rechtsstaatlichkeitsdebatte. In der Slowakei war nach dem Mord an Jan Kuciak und seiner
Verlobten Martina Kusnirova 2018 und in der Folgezeit eine solide Reaktion der
Zivilgesellschaft zu verzeichnen. In Rumadnien war die starke Beteiligung der
Zivilgesellschaft entscheidend, um Reformen zur Korruptionsbekdmpfung und die
Verteidigung der Rechtsstaatlichkeit in dem Land zu fordern. In Italien gibt es eine lebendige
Zivilgesellschaft, obwohl manche NRO, die in bestimmten Bereiche wie Migration tatig sind,
Gegenstand von Hetzkampagnen sind. In Griechenland haben einige zivilgesellschaftliche
Organisationen, die im Bereich Migration tatig sind, Bedenken gedulRert, dass sich der
zivilgesellschaftliche Handlungsspielraum vor Ort verringert hat.

In manchen Mitgliedstaaten hingegen ist die Zivilgesellschaft mit ernst zu nehmenden
Herausforderungen hinsichtlich neuer Rechtsvorschriften, die den Zugang zu ausléandischen
Finanzmitteln einschréanken, oder Hetzkampagnen konfrontiert. In Bulgarien werden
beispielsweise neue Gesetzentwirfe zur Transparenz auslédndischer Finanzmittel fir NRO
aufgrund ihrer moglichen negativen Auswirkungen auf die Zivilgesellschaft kritisiert. Der
Gerichtshof der Européischen Union stellte im Juni 2020 fest, dass in Ungarn ein Gesetz von
2017 Uber die Transparenz von mit auslandischen Mitteln finanzierten Organisationen der
Zivilgesellschaft unvereinbar mit dem freien Kapitalverkehr und dem Recht auf
Vereinigungsfreiheit ist. In Polen richten sich unginstige Erklarungen von Vertretern
offentlicher Stellen gegen NRO, wodurch der zivilgesellschaftliche Raum beeintréchtigt
wird. Auf LGBTI+-Gruppen ausgerichtete MaRnahmen der Regierung, die auch die
Festnahme und Haft einiger Vertreter der Gruppen einschlief3t, sowie Hetzkampagnen gegen
diese Gruppen haben die Beflirchtungen verstérkt.

3. Entwicklungen und MaRnahmen auf EU-Ebene zur Rechtsstaatlichkeit

Im vergangenen Jahr stand die Rechtsstaatlichkeit weiterhin hoch auf der Agenda der
Europdischen Union. Wie in den politischen Leitlinien von Prasidentin Ursula von der Leyen
dargelegt, ist die Wahrung der Rechtsstaatlichkeit eine zentrale Prioritat fir diese
Kommission, die konkret als prioritdres Portfolio einem Vizeprésidenten und fiir die
Rechtsstaatlichkeit zustdndigen Kommissionsmitglied anvertraut wurde. Von Anfang an hat
die Kommission auch im Zuge der Einrichtung des neuen europdischen Mechanismus zur
Wahrung der Rechtsstaatlichkeit auf die Entwicklungen im Bereich der Rechtsstaatlichkeit in
den Mitgliedstaaten und auf EU-Ebene reagiert. Zusétzlich zur laufenden Uberwachung hat
sie den Dialog und die Zusammenarbeit mithilfe von Prozessen wie dem Europdischen
Semester gefordert und Herausforderungen mit Blick auf die Wirksamkeit des Justizsystems
oder des Rahmens fir die Korruptionsbekdmpfung in den Mitgliedstaaten hervorgehoben.

Die COVID-19-Pandemie hat wichtige Fragen im Bereich der Rechtsstaatlichkeit
aufgeworfen, die in der europaischen Debatte noch présent sind. Seit Mitte Mé&rz tGiberwacht
die Kommission die MaBnahmen in den Mitgliedstaaten, die Auswirkungen auf die
Rechtsstaatlichkeit, Demokratie und Grundrechte haben. Im Rahmen des Europdischen
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Semesters wurde in den landerspezifischen Empfehlungen von August 2020 erneut darauf
hingewiesen, dass diese aufergewohnlichen MaBnahmen unbedingt verhaltnismagig,
notwendig und zeitlich begrenzt sein sowie einer Uberpriifung unterliegen sollten™.

Das Europdische Parlament spielt eine zunehmend wichtige Rolle bei der Richtung der
Debatte Gber die Rechtsstaatlichkeit auf europdischer Ebene. Im vergangenen Jahr reagierte
das Européische Parlament auf sich abzeichnende Entwicklungen in Zusammenhang mit der
Achtung unserer gemeinsamen Werte, einschliellich der Rechtsstaatlichkeit. Das
Europaische Parlament hat mehrere EntschlieRungen angenommen’?, und der Ausschuss fiir
birgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres (LIBE) verabschiedete Berichte und organisierte
Besuche in den Landern vor Ort”. Diese politischen Diskussionen sind eine
Schlisselkomponente fur die Starkung des Stellenwerts von Fragen der Rechtsstaatlichkeit.
Die Kommission erkennt die erforderliche Verknipfung zwischen Demokratie und
Grundrechten an, wobei dem in eigenen Arbeitsbereichen Rechnung getragen wird: der
Aktionsplan fur Demokratie in Europa und die erneuerte Strategie zur Umsetzung der Charta
der Grundrechte, die beide im Laufe von 2020 angenommen werden sollen. Nach Auffassung
der Kommission bietet der erste Bericht (iber die Rechtsstaatlichkeit und der vorbereitende
Dialog mit den Mitgliedstaaten eine solide Grundlage fiur kiinftige Arbeiten im Europdischen
Parlament.

Der Mechanismus zur Wahrung der Rechtsstaatlichkeit reagiert auch auf verstéarkte
MaRnahmen des Rates im Bereich der Rechtsstaatlichkeit. Im Herbst 2019 diskutierte der Rat
eine weitere Starkung des jahrlichen Dialogs des Rates zur Rechtsstaatlichkeit durch eine
jahrliche Bestandsaufnahme. Dabei wiirden Diskussionen und der Austausch von bewéhrten
Verfahren in umfassender und konstruktiver Weise als Beitrag zur Préavention von Problemen
im Bereich der Rechtsstaatlichkeit genutzt. Der Ratsvorsitz hat seine Absicht zu einem
politischen Rechtsstaatsdialog auf der Grundlage des Berichts der Kommission tber die Lage
der Rechtsstaatlichkeit erklart, der auch eine landerspezifische Betrachtung einschlieRt.”

Auf diese Weise wird der erste Bericht Gber die Rechtsstaatlichkeit dazu beitragen, die
Debatte in den europdischen und nationalen Institutionen zu beleben. Uberdies werden
regelmaRige Sitzungen des Netzes der nationalen Kontaktstellen fur den Bereich der
Rechtsstaatlichkeit und mit Interessentrdgern stattfinden. Die Mitgliedstaaten werden
gebeten, Anfang 2021 einen Beitrag vorzulegen, dem sich im Frihling vor dem néchsten
Bericht Landerbesuche in allen Mitgliedstaaten anschlieRen. Gleichzeitig finden Arbeiten zur
Forderung von rechtsstaatskonformen Reformen durch EU-Finanzmittel und Fachwissen
statt. Seit 2017 verfligt die Kommission Uber ein spezielles Programm fir technische Hilfe

™ Angenommen vom Rat — ABI. C 282 vom 26.8.2020.

2 Inshesondere die EntschlieRung des Europaischen Parlaments vom 28. Marz 2019 zur Lage in Bezug auf die
Rechtsstaatlichkeit und die Bek&mpfung der Korruption in der EU, insbesondere in Malta und in der
Slowakei, P8_TA(2019)0328; EntschlieBung des Europdischen Parlaments vom 18. Dezember 2019 zur
Rechtsstaatlichkeit in Malta nach den jingsten Enthiillungen im Zusammenhang mit der Ermordung von
Daphne Caruana Galizia, P9_TA(2019)0103; EntschlieBung des Européischen Parlaments vom 16. Januar
2020 zu den laufenden Anhdrungen gemal Artikel 7 Absatz1l EUV zu Polen und Ungarn,
P9 TA(2020)0014; EntschlieBung des Europdischen Parlaments vom 17. April 2020 zu abgestimmten
Malnahmen der EU zur Bekdmpfung der COVID- 19-Pandemie und ihrer Folgen, P9_TA(2020)0054.
Gruppe des LIBE-Ausschusses zur Beobachtung der Wahrung der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit und
der Grundrechte. Die Gruppe konzentriert sich auf Gefahren fiir die Demokratie, die Rechtsstaatlichkeit und
die Grundrechte sowie die Korruptionshekdmpfung in der EU in allen Mitgliedstaaten. Sie soll dem LIBE-
Ausschuss spezielle MalRnahmen empfehlen, wie Sitzungen mit Interessentrdgern, Anhérungen und
Missionen, sowie Empfehlungen fiir Vorschlége fiir Entschliefungen und Berichte abgeben.

Programm der deutschen EU-Ratsprésidentschaft, Seite 20.
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fir Reformen in den Mitgliedstaaten, das auch Reformen im Bereich der Rechtsstaatlichkeit
unterstiitzt.”> Die bereitgestellte Unterstiitzung kann in Form von Experten- und
Informationsreisen vor Ort, des Austausches einschlégiger bewahrter Verfahren,
diagnostischer Analysen sowie der Entwicklung und Umsetzung gezielter Lésungen zur
Abbhilfe erfolgen. Auch andere Programme der Kommission, wie die Programme fir Justiz
sowie Birgerschaft, Gleichheit, Rechte und Werte sowie der Fonds fir die innere Sicherheit
(Polizei), kdnnen einen Beitrag leisten, unter anderem durch Aufforderungen zur Einreichung
von Vorschlagen, die der Zivilgesellschaft und anderen Interessentragern offenstehen.
Justizreformen und Reformen zur Korruptionsbekdmpfung koénnen einen entscheidenden
Einfluss auf die Rahmenbedingungen fir Unternehmen haben, wie bereits in Berichten Gber
das Europaische Semester hervorgehoben wurde, und sollten deshalb von den Mitgliedstaaten
bei der Erarbeitung ihrer nationalen Aufbau- und Resilienzplane sorgfaltig geprift werden.

Zusatzlich zum européischen Mechanismus zur Wahrung der Rechtsstaatlichkeit umfasst das
Instrumentarium der EU in Bezug auf die Rechtsstaatlichkeit verschiedene Werkzeuge, um
auf eine Vielzahl von Situationen zu reagieren. Artikel 7 des Vertrags Uber die Europdische
Union steht haufig im Mittelpunkt 6ffentlicher Diskussionen. Darin wird ein im Vertrag
verankertes Verfahren zur Berlcksichtigung von Risiken fur die Grundwerte der EU in den
Mitgliedstaaten festgelegt, nach dem die EU als letztes Mittel die héchste politische Sanktion
gegen einen Mitgliedstaat verhdngen kann, d. h. die Aussetzung der Stimmrechte im Rat. Bis
2017 wurde das Verfahren niemals ausgeldst. Im Dezember 2017 wurde von der Kommission
das Verfahren gegen Polen und spater im September 2018 vom Europdischen Parlament
gegen Ungarn eingeleitet. Diese Verfahren werden im Rat mit Anhérungen und aktuellen
Informationen zur Lage in den beiden betreffenden Mitgliedstaaten’® fortgefiihrt, doch die
meisten der ermittelten Herausforderungen sind noch ungeldst. Die Kommission fordert die
betreffenden Mitgliedstaaten und den Rat auf, sich fir eine Beschleunigung der Ldsung der
im Rahmen dieser Verfahren aufgeworfenen Probleme und das Finden von Ldsungen, mit
denen die Rechtsstaatlichkeit und die gemeinsamen Werte aller Mitgliedstaaten geschutzt
werden, einzusetzen. Bis eine Losung fur die vorgebrachten Bedenken gefunden wird, bietet
die Kommission dem Rat weiterhin Unterstiitzung bei der Fortfiihrung der Verfahren nach
Artikel 7, damit eine Lésung flr die betreffenden Fragen erzielt werden kann.

Auch der Gerichtshof der Europdischen Union spielt eine entscheidende Rolle bei der
Wahrung der Rechtsstaatlichkeit durch seine stdndige Rechtsprechung in diesem Bereich.
Wenn Rechtsstaatlichkeitsméngel eine Verletzung des EU-Rechts darstellen, wendet die
Kommission einen strategischen Ansatz fur Vertragsverletzungsverfahren an, die auf der
Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europdischen Union aufbauen. Diese Verfahren sind
auf spezifische Aspekte eines Verstolles gegen das EU-Recht ausgerichtet. Die Kommission
ist verpflichtet, ihre Befugnisse uneingeschrénkt zu nutzen, und (bt weiterhin ihre Funktion
als Huterin der Vertrage aus, um die Erflllung der Anforderungen des EU-Rechts beziiglich
der Rechtsstaatlichkeit sicherzustellen. Sie hat mehrfach Verfahren vor dem Gerichtshof der
Europdischen Union zu Themen im Bereich der Rechtsstaatlichkeit angestrengt, und zudem
wurden dem Gerichtshof von nationalen Gerichten Vorabentscheidungsersuchen zur
Auslegung des EU-Rechts in einer Reihe von Féllen vorgelegt. 2019 und 2020 entwickelte

™ Das Programm zur Unterstiitzung von Strukturreformen (SRSP) soll ab 2021 durch das Instrument fiir
technische Unterstlitzung ersetzt werden; fur dieses Programm ist keine Kofinanzierung erforderlich.

2019 fanden zwei Anhdrungen nach Artikel 7 Absatz 1 EUV und zwei Unterrichtungen (ber den Sachstand
in Ungarn sowie finf Unterrichtungen zum Sachstand in Polen statt. 2020 fand eine Unterrichtung zum
Sachstand in Ungarn und Polen statt und es wurden keine Anhdrungen geméaR Artikel 7 Absatz 1 EUV
abgehalten.
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der Gerichtshof eine wichtige Rechtsprechung zur Rechtsstaatlichkeit. Insbesondere
bestétigte er den Grundsatz des wirksamen Rechtsschutzes und des Rechts auf wirksamen
gerichtlichen Rechtsbehelf und klarte diese weiter.”” Angesichts der Zahl der wichtigen
anhangigen Vertragsverletzungsverfahren und der Vorabentscheidungen zu Themen im
Bereich der Rechtsstaatlichkeit wird diese Rechtsprechung in den kommenden Monaten und
Jahren voraussichtlich weiterentwickelt.

Schliel3lich unterstrich der Européische Rat in seinen Schlussfolgerungen zu der Tagung am
17. bis 21. Juli 2020 die Bedeutung, die der Achtung der Rechtsstaatlichkeit und der EU-
Grundwerte in Zusammenhang mit dem Unionshaushalt zukommt. Unter Verweis auf die
Bedeutung, die dem Schutz des Unionshaushalts in Einklang mit den Werten nach
Artikel 2 EUV zukommt, sprach sich der Europdische Rat fur die Einfihrung einer
Konditionalitatsregelung und MalRnahmen im Fall von Verst6Ren aus. Durch die Zusicherung
des Rats der Européischen Union durfte die Annahme des Vorschlags der Kommission zum
Schutz des Haushalts der Union im Falle von generellen Mangeln in Bezug auf das
Rechtsstaatsprinzip in den Mitgliedstaaten, der derzeit vom Europdischen Parlament und vom
Rat beraten wird, beschleunigt werden.”® Ziel ist es, den Haushalt der Union in Féllen zu
schitzen, in denen die finanziellen Interessen der Union aufgrund genereller Mangel in
Bezug auf die Rechtsstaatlichkeit in einem Mitgliedstaat gefahrdet sind.

4. Schlussfolgerungen und néachste Schritte

Im Juli 2019 forderte Présidentin von der Leyen das Europdische Parlament, den Rat und die
Mitgliedstaaten auf, sich an einem Prozess der Zusammenarbeit im Bereich der
Rechtsstaatlichkeit, einem neuen europdischen Mechanismus zur Wahrung der
Rechtsstaatlichkeit unter Mitwirkung aller Mitgliedstaaten und EU-Organe als vorbeugende
Malnahme, zu beteiligen.

Dieser erste Bericht (ber die Rechtsstaatlichkeit ist das Ergebnis eines neuen Dialogs
zwischen der Kommission und den Mitgliedstaaten, der in die landerspezifische Analyse aller
Mitgliedstaaten einfliel3t. Er ist ein wichtiger Schritt in Richtung Starkung des gemeinsamen
Verstandnisses der Rechtsstaatlichkeit in der EU und die Verbesserung des gegenseitigen
Vertrauens. Die Kommission begruft den offenen Dialog mit allen Mitgliedstaaten und ihr
Engagement bei der Ausarbeitung der landerspezifischen Analysen. Es ist ein Zeichen
sowohl flr die Bedeutung, die der Rechtsstaatlichkeit von den Mitgliedstaaten beigemessen
wird, als auch ihres Engagements fur einen européischen Prozess. Nach Auffassung der
Kommission wird dieser Prozess dazu beitragen, dem Entstehen oder der Vertiefung von
Problemen im Bereich der Rechtsstaatlichkeit vorzubeugen und einen weiteren Beitrag zur
Forderung einer soliden politischen und rechtlichen Kultur der Rechtsstaatlichkeit in der EU
leisten. Der Mechanismus zur Wahrung der Rechtsstaatlichkeit kann jetzt als zentraler
Baustein des Instrumentariums der EU zur Forderung der Rechtsstaatlichkeit eingesetzt
werden.

In dem Bericht wird eine Bilanz der einschldgigen Entwicklungen in den Mitgliedstaaten
gezogen. Es wird betont, dass zahlreiche Mitgliedstaaten tiber hohe Standards auf dem Gebiet
der Rechtsstaatlichkeit verfiigen und auch weltweit anerkannt sind, was bewéhrte Verfahren
bei der Anwendung der Grundprinzipien der Rechtsstaatlichkeit anbelangt. Doch werden in
dem Bericht auch wichtige Herausforderungen in Fallen beleuchtet, in denen die

" Wie durch Artikel 19 Absatz 1 EUV und Artikel 47 der Charta der Grundrechte der Europaischen Union
garantiert.
8 COM(2018) 324
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Unabhangigkeit der Justiz unter Druck ist, sich die Systeme als nicht ausreichend
widerstandsfahig gegen Korruption erweisen haben, Bedrohungen fir die Medienfreiheit und
den Medienpluralismus die demokratische Rechenschaftsablegung gefahrden oder das fur ein
wirksames  System  wesentliche System von Kontrolle und Gegenkontrolle
Herausforderungen ausgesetzt ist. Die Kommission wertet es als ermutigendes Zeichen, dass
alle Mitgliedstaaten an der Ausarbeitung des Berichts mitgearbeitet haben, und fordert sie
auf, diese Zusammenarbeit bei den FolgemalRnahmen zu dem Bericht fortzusetzen.

Die Kommission sieht dem weiteren Engagement des Europdischen Parlaments und des Rats
in Fragen der Rechtsstaatlichkeit erwartungsvoll entgegen und ist der Ansicht, dass der
vorliegende Bericht eine solide Grundlage flr weitere interinstitutionelle Arbeiten bietet. Die
Kommission ersucht auch die nationalen Parlamente und nationalen Behtrden, den
vorliegenden Bericht zu erdrtern, auch unter Einbeziehung seiner Landerkapitel, und als
Ermutigung zur Durchfiihrung von Reformen und Anerkennung der européischen Solidaritét
sich gegenseitig zu unterstitzen. Der grofle Kreis der auBer den Regierungsbehorden
beteiligten nationalen Akteure, die eingebunden waren und einen Beitrag geleistet haben,
zeigt auch, dass ein Bedarf an nationalen Debatten besteht.

Der erste Bericht Uber die Rechtsstaatlichkeit ist der Grundstein fiir einen neuen und
dynamischen Prozess, der einen fortgesetzten Dialog mit den Mitgliedstaaten, dem
Europdischen Parlament und den nationalen Parlamenten sowie weiteren Interessentragern
auf nationaler und EU-Ebene beinhaltet. Die Kommission wird jetzt mit der Erarbeitung des
Berichts Uber die Rechtsstaatlichkeit 2021 beginnen, wobei sie sich auf die im ersten Jahr des
Mechanismus zur Wahrung der Rechtsstaatlichkeit gewonnenen Erfahrungen stutzt und die
Dynamik weiterfiihrt, um die Resilienz der Rechtsstaatlichkeit in unseren Demokratien zu
starken. Bessere Voraussetzungen werden allen Européerinnen und Européer dabei helfen,
die Herausforderungen der beispiellosen Wirtschafts-, Klima- und Gesundheitskrise unter
vollstandiger Achtung unserer gemeinsamen Grundsatze und Werte zu meistern.
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